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An der Spitze der Staaten, welche von den germanischen 
Stämmen gegründet waren, ſtand einſt ein kriegeriſches König— 
thum. Dieſe Könige hatten ihre Geſetze der Zuſtimmung aller 
freien Bauern zu unterwerfen. Sie regierten durch Oberſte, welche 
ſie den Kreiſen ihrer Länder vorſetzten. Dieſe, die Grafen, be— 
riefen die Bauern zur Kreisverſammlung, d. h. zum Gericht und 
zur Verwaltung der Grafſchaft und führten das ä der 
Bauern, die Landwehr der Kreiſe. 

Dieſes einfache Staatsweſen wurde durch eine kriegeriſche 
Ariſtokratie, welche ſich über die Bauern erhob, durchbrochen und 
zerſtört. Kriegsluſtige und ehrbegierige Leute hatten ſich mit 
Domänengütern des Königs beleihen laſſen und ſich dieſem dafür 
zu beſonderer Treue, zu unbedingter Kriegsfolge verpflichtet. 
Mit großem Grundbeſitz ausgeſtattet wurde dieſe neue ſtehende 
Armee bald mächtiger als ihr Kriegsherr. Karl der Große war 
eifrig bemüht, den Uebergriffen der kriegsdienſtpflichtigen Lehns⸗ 
leute gegen die Krone wie gegen die Bauern in Frankreich und 
Deutſchland entgegenzutreten. Seine Inſtitutionen hielten ihre 
Fortſchritte wohl eine Zeitlang auf, — nur deſto raſcher kamen 
ſie danach zum Ziele. Die Leute des Königs brachten das geliehene 
Königsgut in ihren erblichen Beſitz. Die Aemter der Kreisoberſten, 
an Lehnsmannen vergeben, erfuhren daſſelbe Schickſal: fie wurden 
dem Staate entfremdet, ſie wurden Privateigenthum der damit 

£ 


2 


belehnten Geſchlechter. Durch den Mißbrauch ihrer dem Staate 
entriſſenen Amtsgewalt, des Heer- und Gerichtsbanns über die 
Kreiſe des Landes zwangen die Grafengeſchlechter die in denſelben 
angeſiedelten kleineren Lehensleute des Königs, die Ritter, aus 
dem Lehensverband des Königs in ihren eigenen Dienſt, in den 
Lehensdienſt der Grafen zu treten. Bereits hatte der Reiterdienſt 
der Lehensmannen den Landwehrdienſt der Bauern verdrängt. 
Wer nicht fo großen Grundbeſitz beſaß, dieſen Reiterdienſt leisten 
zu können, wer nicht Aufnahme fand in die Lehensmannſchaft 
eines Grafen, war rechtlos den Bedrückungen ſeiner ritterlichen 
Nachbarn, der Grafen ſelbſt ausgeſetzt. Der Staat konnte den 
Bauern keinen Schutz mehr gewähren, ſeitdem ſeine Beamten die 
Staatsgewalt an Rd gebracht hatten und in ihren Familien ver- 
erbten. Die freien Bauern wurden herabgedrückt in die Schutz⸗ 
pflicht, in die Grundhörigkeit des ritterlichen Adels, fie wurden 
zuſammengeworfen mit den angeſiedelten Knechten der Ritterſchaft. 
Es war eine geringe Hülfe für das Königthum, daß es die Vor— 
ſteher der Kirche, die Biſchöfe mit Land und Leuten, mit Grafen- 
rechten über dieſe ausſtattete wie die weltlichen Barone, um ein 
Gegengewicht gegen dieſe zu gewinnen. Der Staat war dennoch 
in das Privateigenthum übergegangen; er beſtand aus einer Au— 
zahl weltlicher und geiſtlicher Lehensherrſchaften. Nur deren In— 
haber, die Barone, die Fürſten, ſtanden noch im Verhältniß zur 
Krone. Die Ritterſchaft gehörte den Baronen, die Bauern den 
ritterlichen Grundherren. Wohl hieß der König der oberſte Lehens— 
herr, wohl ſchwuren ihm die Barone den Eid der Lehenstreue, 
wohl verſammelte er die Barone, um mit ihnen das Lehensgericht 
zu halten, um ſeine Unternehmungen mit ihnen zu beſprechen, 
um ihre Unterſtützung zu denſelben zu erhalten. Aber der angeb— 
liche Staat der Treue iſt thatſächlich der Staat der Untreue und 
des Verraths. Glaubt der Lehnsmann, daß ihm der Lehnsherr 
die Huld und den Schutz, welche der Lehnsherr dem Lehnsmann 
ſchuldet wie dieſer jenem Treue und Kriegsdienſt, nicht gewährt 
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habe, fo hält er den Lehnsvertrag Seitens des Königs gebrochen 
und ſich des Lehnseides entbunden. Die Mannen, die Rechte, 
die Gewalt des Staats waren das Eigenthum der Barone; 
ihnen gehörte die wirkliche Macht. So ſtand es bei den Baronen, 
ob ſie dem Könige dienen wollten oder nicht, ob ſie für ihn oder 
gegen ihn kämpfen wollten. Das Königthum war durch die 
Barone, d. h. durch den hohen Adel, ſeiner Gewalt entkleidet 
worden, es war nichts mehr als ein Name. Seine Rechte 
waren wie die des Volkes, d. h. die der Bauern, an eine kriege— 
riſche Ariſtokratie übergegangen. Das war der Lehnsſtaat, das 
war der Zuſtand Europa's im elften Jahrhundert. 

Es war die Folge einer Eroberung, daß England eine 
andere Bahn der Entwickelung einſchlug. Auch in England war 
die ritterliche Ariſtokratie mächtig geworden. Aber ſie hatte noch 
nicht alle Rechte des Königthums, noch nicht alle Rechte der 
Bauern in ſich aufgeſogen, als Wilhelm der Normann die 
Schlacht von Haſtings gewann (1066). England lag zu ſeinen 
Füßen. Weder wollte noch konnte er ſeinem Ritterheere, welches 
die Ausſicht reicher Beute an Land und Leuten um ihn geſammelt, 
den Lohn des Kampfes vorenthalten; aber das Heer mußte zu 
ſeiner Verfügung bleiben, wenn nicht jede Erhebung der Sachen 
ſeinen Sieg rückgängig machen ſollte. Er kannte die Zuſtände 
des Lehensſtaats, die Ohnmacht der Krone in Frankreich; es 
fehlte ihm nicht an dem eigenthümlichen Organiſationstalent der 
Normannen und er hatte freies Feld vor ſich. Das Feudalſyſtem, 
welches er in England einführte, war die Zurückführung deſſelben 
auf die Formen des alten kriegeriſchen Königthums. Sämmtliche 
Lehen, welche zu vergeben waren, wurden gleich getheilt zwiſchen 
den Baronen und den Prälaten. Die Macht der Barone jenſeit 
des Meeres beruhte auf dem Umfang ihrer Beſitzungen, auf der 
privaten Abhängigkeit, in welche ſie die Ritterſchaft ihrer ehe— 
maligen Amtsbezirke gebracht hatten. König Wilhelm machte die 
Baronien kleiner als auf dem Kontinent — ſie beſtanden, die 
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kleinſten aus 80, die größten aus 700. Ritterlehen. Er bildete 
ſie aus unzuſammenhängenden Territorien, welche in verſchiedenen 
Kreiſen zerſtreut lagen; die Baronie des Earl von Kornwall 
hatte 248 Ritterlehen in Kornwall, 196 in Yorkihire, 99 in 
Northamptonſhire, 54 in Suffer'). Die Ritterſchaft der Ba⸗ 
ronien hatte nicht blos dem Baron, ſondern auch dem Könige 
den Eid der Lehenstreue zu ſchwören. Damit war der Baron 
außer Stande, ſeine Ritter wie auf dem Kontinent zur Fehde 
gegen den König aufzubieten. 

Die Macht der Barone auf dem Feſtland beruhte darauf, 
daß ſie die Amtsbezirke des Staats zu ihren Herrſchaften gemacht 
hatten. Wilhelm der Normann hielt die Amtsbezirke und die 
Baronien ſcharf von einander getrennt. Der Baron erhielt keine 
anderen Rechte als den Heerbann und das Lehnsgericht über die 
Ritter der Baronie, das niedere Gericht über feine Grundholden. 
Die alten Amtsbezirke des Landes, die Grafſchaften, beſtanden 
neben den Baronien fort. Wilhelm übergab die Verwaltung der— 
ſelben beſonderen Beamten, den Sheriffs. Mochte er Prälaten, 
Barone oder Ritter zu Sheriffs ernennen, er gab ihnen dieſes 
Amt niemals zu Lehen. Ihre Beſoldung beſtand nicht in liegenden 
Gründen, ſie waren ausſchließlich auf die Sporteln des Gerichts, 
auf den dritten Pfennig der Buß- und Strafgelder angewieſen. 
Die Sheriffs waren auf Widerruf ernannte Beamte, Kommiſſare 
des Königs. Damit ſie niemals dieſer Stellung vergäßen, hatten 
ſie zwei Mal im Jahre vor den Schatzbeamten des Königs von den 
Einkünften der Domänen der Grafſchaft Rechnung zu legen. Nicht 
die Barone, die Sheriffs waren die Gerichtsherren der Grafichaft. 

Sie waren es, welche alle freien Einſaſſen der Grafſchaft zur 
Grafſchaftsverſammlung, zum Grafſchaftsgericht beriefen. Vor die— 
ſem hatte der freie Bauer ſo gut ſeinen Gerichtsſtand wie der 
Baron und der Ritter, ausgenommen die Lehnsfälle. So waren 
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die Barone außer Stande, ihre Baronien zu geſchloſſenen Gerichts— 
bezirken umzubilden, ſo waren die Rittergüter außer Stande, 
ihre bäuerlichen Gutsnachbarn zu ihren Unterthanen herabzudrücken 
und mit ihren Grundhörigen zu verſchmelzen. Gegen den Baron 
fand der Ritter, gegen den Ritter der Bauer einen Beamten des 
Staats zu ſeinem Schutze bereit. 

Die Erhaltung des Grafſchaftsgerichts d. h. der Gerichtsbar— 
keit des Königs, hat den Sieg der feudalen Ariſtokratie über 
das Königthum und über das Bauernthum in England verhin— 
dert. Die Unterwerfung aller Stände unter daſſelbe Gericht hat 
das Gefühl einer gewiſſen rechtlichen Gleichheit unter den Stine 
den Englands begründet; es hat die Freiheit der Bauern und 
das germaniſche Recht den Engländern gerettet. 

Es waren auf dem Feſtlande die Fehden der Barone gegen⸗ 
einander, gegen das Königthum, welche die Ritterſchaften der Baro— 
nien mit dem Baron durch gemeinſame Unternehmungen, durch 
gemeinſame Kriegsehre, durch gemeinſame Beute eng verbanden; 
es waren die feſten Häuſer der Ritter, von welchen aus die Bauern 
vergewaltigt wurden. In England brach König Heinrich II. Dun: 
dert Jahre nach Wilhelm dem Eroberer das Fehderecht der Ba— 
rone und der Ritterſchaft, indem er ihre Burgen niederwarf; 
niemand ſollte eine Feſtung beſitzen außer dem Könige. Er wagte 
es, die ſächſiſche Bevölkerung, die Bauern wieder zu bewaffnen. 
Alle freien Eigenthümer der Grafſchaft ſollten fortan die Land— 
wehr derſelben bilden. Sie ſtand zur Verfügung des Sheriffs, 
der ihre Offiziere ernannte, um den Landfrieden gegen Ritter und 
Barone zu erzwingen. Die Bauern waren nur zum Dienft inner- 
halb der Grafſchaft verpflichtet. Dieſe Landwehr konnte deshalb 
nicht wie die Landwehrordnung Karls des Großen die Bauern durch 
lange und entfernte Kriegsdienſte ökonomiſch ruiniren. Und wäh- 
rend Heinrich die Bauern bewaffnete, geſtattete er der Ritterſchaft 
den für ſie wie für den König gleich unbequemen Lehensdienſt (der 
Lehensmann war nur vierzig Tage im Jahr zu dienen gehalten) jen— 
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feit des Meeres in Frankreich und Irland durch Lehenpferdegelder, 
durch das Schildgeld (ſpäterhin drei Pfund für das Ritterpferd) 
abzukaufen, beſchränkte er den Zweikampf als Beweismittel vor 
dem Grafſchaftsgericht. Seine Landwehr gab den Bauern mit 
den Waffen das Selbſtgefühl wieder. Die Sheriffs hatten die 
freien Bauern davor bewahrt, Grundholden der Ritter zu wer— 
den, dafür waren ſie von dieſen ſelbſt als eine unterworfene Be— 
völkerung deſto willkürlicher und gewaltthätiger behandelt wor— 
den. Heinrich II. wies die Sheriffs an, auch in Klagefällen ge— 
gen Bauern nicht mehr ſelbſtſtändig den Spruch zu fällen, ſondern 
auch hier Geſchworene aus der Grafſchaftsverſammlung zuzuzie— 
hen. Für die Berufung von den Grafſchaftsgerichten gründete 
er einen neuen ſtändigen Gerichtshof, die Bank des Königs. Er 
ſtellte die Sheriffs unter eine ſchärfere Kontrolle, indem er die 
Grafſchaften jährlich durch Kommiſſare, Beamte ſeiner Schatz 
kammer und Richter der Königsbank bereiſen ließ. 

Während das Staatsleben des Kontinents aufgelöſt war in 
die Fehden der Barone und Ritter, während in Frankreich die 
Kirche zu dem traurigen Nothbehelf des Gottesfriedens griff, beſaß 
England am Ende des zwölften Jahrhunderts einen geſicherten 
Landfrieden, eine feſte über das ganze Land hingreifende Gerichts— 
gewalt des Staates, welche ihren Sprüchen Nachachtung zu er— 
zwingen vermochte, bildeten ſich aus den Geſetzen der Angelſach— 
fen und den Gewohnheiten der Normannen die Anfänge eines 
Landrechts. Während der Kontinent keine Kriegsmacht kannte 
als die der Lehensmannen, beſaß England neben derſelben bereits 
wieder eine Armee von Bauern. Uebermächtig und gebietend wal— 
tete das Königthum in England, während es in Deutſchland in 
den ſchwerſten Kämpfen gegen die Fürſten und Herren rang, 
während es in Frankreich der Schatten einer Oberherrſchaft über 
einige vierzig Lehensherrſchaften war. 

Der Angriff des Pabſtthums vernichtete die königliche Macht 
in Deutſchland. Eben erſt von den deutſchen Herrſchern wieder auf— 
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gerichtet, zahlte das Pabſtthum ihnen den Dank, indem es den 
Kaiſern die Ernennung der Biſchöfe beſtritt. Die Ernennung 
ihrer Anhänger zur Verwaltung der geiſtlichen Lehensherrſchaften 
war das einzige Mittel der Reichsregierung, welches den Kaiſern 
geblieben war. Um durchzudringen entbanden die Päbſte die 
deutſchen Barone von dem Lehenseide, gaben fie ihrer Untreue 
nicht blos einen Stützpunkt außer Landes, ſondern auch die Recht— 
fertigung der unfehlbaren Autorität des höchſten Kirchenfürſten. 
Ju Verbindung mit den deutſchen Fürſten ſtellten die Päbſte dem 
Kaiſer den Gegenkaiſer gegenüber, machten ſie Deutſchland zu 
einem Wahlreich. Die unglückliche Politik der Hohenſtaufen machte 
das Uebel unheilbar. Der Hauptzweck derſelben wurde die Er— 
werbung eines Erblandes in Italien. Die Erreichung deſſelben 
mußten die Päbſte verhindern, wenn ſie ſich nicht ſelbſt aufgeben 
wollten — ſie waren Landesbiſchöfe der Hohenſtaufen in Italien, 
wenn dieſen die Befeſtigung in Neapel und Sizilien gelang. Nicht 
begnügt mit dem Kampfe gegen die Uebermacht der deutſchen 
Fürſten, gegen die Uebermacht des Pabſtes, hatten ſich die Ho— 
henſtaufen auch mit den mächtigen Städten Oberitaliens über— 
worfen. Durch Zerſchlagung der großen Lehensherrſchaften in 
kleinere, durch immer neue Vergebungen von Staatsrechten, Land 
und Leuten, durch die Ueberlieferung der deutſchen Städte an die 
deutſchen Barone ſuchten die Hohenſtaufen in Deutſchland die Mit: 
tel zur Erreichung ihrer Zwecke in Italien. Die einzige Hülfe, 
welche ſie retten konnte, die Verbindung mit der Ritterſchaft und 
mit den Städten Deutſchlands verſchmähten ſie. Sie unterlagen 
im dreizehnten Jahrhundert der Koalition des Pabſtthums, der 
deutſchen Fürſten und der italieniſchen Städte, der Koalition der 
Kirche, der Ariſtokratie und der Demokratie jener Tage. Mit 
ihrem Falle war das Reich aufgelöſt, welches ſie an ſeine Spitze 
geftellt hatte. Es iſt die Herrſchaft über Italien, welche das 
deutſche Reich zu Grunde gerichtet hat. 

Für die engliſche Krone waren die Anſprüche des Pabſtthums 
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von geringer Bedeutung. Weder waren die Könige Englands auf 
ihrer fernen Inſel dem Patrimonium des heiligen Petrus gefähr— 
lich, noch war es für die engliſche Krone von Werth, auf der 
Ernennung der Biſchöfe zu beſtehen. Die Inſtitutionen, welche 
ſie gegründet, ſicherten ihnen auch bei der freien Wahl der Ka— 
pitel die Lehenstreue, die Kriegsfolge, die Lehensſteuern der Prä— 
laten. Von Heinrich II. zu Klarendon verſammelt (1164), bekann⸗ 
ten ſich die Prälaten Englands als Inhaber vom Könige verliehe— 
ner Baronien, bekannten ſie, daß ſie für dieſe allen Lehenspflich— 
ten, daß ſie der Gerichtsgewalt des Königs unterworfen ſeien. 
Das dreizehnte Jahrhundert ſah neben der Auflöſung des 
deutſchen Reiches die Erhebung des Königthums in Frankreich, 
die Gründung der Verfaſſung in England. Während der Kampf 
gegen das Pabſtthum das deutſche Königthum vernichtete, kam 
die Krone in Frankreich durch das Pabſtthum empor. Im Dienſte 
des Pabſtthums, welchem ſie ſich zur Verfügung ſtellt, erobert die 
Krone von Frankreich die ketzeriſchen Lehensherrſchaften Südfrank— 
reichs, erwirbt eine Nebenlinie derſelben Neapel und Sizilien. An 
der Spitze der neuen Stadtgemeinden, welche eben aus den Ba— 
ronien hervorwachſen, unterwirft die Krone von Frankreich die 
Lehensherrſchaften im Norden und Often des Landes. Das Könige 
thum entreißt die Ritterſchaften den Barouen, indem fe jenen den 
Lehenseid gegen die Krone abnimmt, es ſchützt die Ritterſchaften 
und die Städte gegen die Barone, indem es in dem Parlament 
von Paris eine Gerichtsgewalt gründet, welche ſich auf ein fremdes 
Recht ſtützt, deſſen Grundſatz die abſolute Gewalt der Fürſten war. 
Indeß die deutſchen Barone das Reich theilten, lag der 
ſchwerſte Druck auf ihren Standesgenoſſen in England. Die Straf— 
gewalt, die Polizeigewalt, der Lehnsverband waren für die Könige 
von England eine ſehr reichlich fließende Quelle ihrer Einkünfte. 
Die Könige England's machten die Pflichten der Lehnstreue mit 
einer Energie und in einem Umfange gegen die Vaſallen geltend, 
welche dem Kontinent völlig unbekannt waren. Nicht blos ver- 
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weigerte Lehnsfolge, jedes Mißverhalten des Lehnsmannes gegen 
den König, jede Verſäumniß wurde mit hohen Bußen geahndet. 
Der Lehnsmann wurde oft ohne jeden Grund unter irgend einem 
Vorwand der Gnade des Königs verfallen erklärt und hatte ſein 
verwirktes Lehen für eine beliebige, vom König normirte Summe 
wieder zu löſen !). Die Beſitzveränderungs-Abgaben, die Lehns— 
ſteuern wurden hoch bemeſſen, und nicht blos in den herkömmlichen 
Fällen (der Gefangenſchaft des Königs, des Ritterſchlags des älteſten 
Sohnes, der Verheirathung der älteſten Tochter) erhoben. Die 
Obervormundſchaft des Lehnsherrn über minderjährige Lehnserben, 
die Verheirathung der Erbtöchter wurden im fiskaliſchen Intereſſe in 
umfaſſendſter Weiſe ausgebeutet. Nur in der Beſchränkung der 
weiten und willkührlichen Lehenshoheit des Königs war Abhülfe 
zu erreichen. Die Barone von England mußten verſuchen zu ers 
kämpfen, was ihren Standesgenoſſen auf dem Kontinent mit der 
Vollendung des Lehensſtaates von ſelbſt zugefallen war, eine in's 
Gewicht fallende Stimme im Rathe des Königs. Aber kein ein— 
zelner Baron hätte es wagen dürfen, dem Könige abzuſagen, wie 
auf dem Feſtlande alle Tage geſchah. Nur wenn die Barone ihre 
Macht vereinigten, nur wenn ſie als geſchloſſene Körperſchaft, 
von den Prälaten, welche die Laſten des Lehensverbandes eben— 
falls ſchwer empfanden, unterſtützt, gegen den König auftraten, 
konnten ſie hoffen, gegen die ſtarke Souveränität der Krone etwas 
auszurichten. Aber das Königthum hatte in England zu verhin— 
dern gewußt, daß die Ritterſchaft den Baronen, die Bauern den 
Rittern zu eigen würden. Konnten Ritter und Bauern die 
Schwächung der Krone, ihrer eigenen Schutzwehr, zulaſſen? 
Welche Zugeſtändniſſe die Barone der Krone auch abzwangen, ſie 
hatten keinen Beſtand, wenn man die unteren Stände nicht in 
das Intereſſe zog und ſelbſt an der Aufrechthaltung dieſer Kon— 
zeſſionen betheiligte. Indem die Barone Rechte gegen die Krone 


1) Gneift, engliſches Verfaſſungsrecht S. 31 flgde. 
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für ſich in Anſpruch nahmen, mußten fie Hd zugleich der Ritter, 
jener ſächſiſchen Bevölkerung annehmen, welche fie einſt mit ihren 
Waffen unterworfen hatten. Es gelang ihnen, einem haltloſen 
Könige, welcher die Beſitzungen England's jenſeit des Kanals 
verloren und eben ſein Reich dem Pabſte als Lehen übergeben hatte, 
durch eine raſche Erhebung die magna charta abzuzwingen (1215). 
Sie beſtimmte, daß der Baron für die Beſitzveränderung nicht 
mehr als 100 Mark zahlen ſolle, aber auch der Ritter ſollte fortan 
dem Baron nicht mehr als 100 Schilling Lehenware entrichten. 
Sie beſtimmte, daß es dem Könige nicht zuſtehen ſolle, in an— 
dern als in jenen drei herkömmlichen Fällen Lehensſteuern zu for— 
dern. Aber die Barone verſprachen, dies auch in Bezug auf ihre 
Ritterſchaften zu halten; ſie wenden der Ritterſchaft dieſelben Er— 
leichterungen zu, welche ſie ſelbſt erringen. Will der König, ſtatt 
die Barone und die Ritterſchaft zur Kriegsfolge aufzubieten, die 
Schildgelder erheben, ſo ſoll der König dieſe mit den Baronen 
feſtſtellen. Will der König außerordentliche Hülfsgelder erheben, 
ſo ſoll dies nur mit ausdrücklicher Zuſtimmung der Barone ge— 
ſchehen. Aber die Barone ſorgen nicht blos für ſich und die 
Ritterſchaft. Sie verfügen, daß die oft erkauften, oft beſtätigten, 
und eben ſo oft mißachteten Freiheiten der Städte gehalten und 
die Bürger zu keinen anderen als den herkömmlichen Dienſten, 
für Deich- und Brückenbauten herangezogen werden ſollen 1), 
daß die Stadt London keine Schatzung zahlen ſoll, ohne die 
Zuſtimmung der Barone. Sie beſtimmen zu Gunſten der Bauern, 
daß die alten ſächſiſchen Geſetze, d. h. die Grafſchaftsverfaſſung und 
das Grafſchaftsgericht beſtätigt werden, daß die Sheriffs von den 
freihaltenden Bauern keine Frohnden mit Wagen und Pferden for— 
dern ſollen, ohne ſie zu bezahlen. Indem ſie das Königthum 
nöthigen, auf ſeine willkürliche Strafgewalt gegen die Barone 
zu verzichten, verfügen ſie für alle Einwohner des Reichs, daß 


1) Gneiſt, a. a. O. S. 88. 
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Niemandem das Recht beſchränkt, verweigert oder verkauft werden 
ſoll, daß Niemand in England geſtraft oder gebüßt werden foll 
ohne Zuziehung ſeiner Pärs und nach dem Geſetz des Landes. 
Sie beſtimmen, daß die „gemeine Bank“, d. h. der Gerichtshof, 
welcher ſich von der Königsbank für Berufungen von den Graf— 
ſchaftsgerichten für alle nicht peinlichen Fälle wie für die, bei 
welchen kein Intereſſe des Königs in Frage kam, abgezweigt hatte, 
der Perſon des Königs nicht mehr folgen, ſondern an einem feſt— 
geſetzten Orte ſeinen Sitz haben ſolle, damit er Jedermann zu— 
gänglich ſei. Das Widerſtandsrecht, welches ſich die Barone aus— 
bedingen, falls der König die Beſtimmungen dieſes Freibriefs nicht 
halte, nehmen ſie in Anſpruch mit allen Korporationen, mit allen 
Gemeinden des Reichs und ſie verfügen, daß jedem Kirchſpiel 
des Landes eine Abſchrift dieſes Vertrages zugefertigt werden ſoll. 

Die Krone von England war weit davon entfernt, ſich einer 
durch Ueberraſchung abgezwungenen Konſtitution willig fügen zu 
wollen. Ohne Zweifel wäre ſie der Barone ſehr bald und ſehr 
vollſtändig wieder Herr geworden, wenn dieſe von dem eingeſchla— 
genen Wege, nicht nur Rechte für ſich, ſondern zugleich für alle 
Unterthanen zu fordern, abgewichen wären. Aber ſie blieben an 
der Spitze der Intereſſen aller Stände. Nachdem ſie in der 
magna charta für die Rechte der unteren Stände Vorſorge 
getroffen, nahmen ſie weiter deren ſelbſtändige Mitwirkung in 
Anſpruch. Um die Ausführung der magna charta im Kampfe 
mit König Heinrich III. begriffen, war es der Führer der Barone, 
Graf Simon von Montfort, welcher am 20. Januar 1265 die 
Ritterſchaften und die bedeutendſten Städte des Landes einlud, 
an der Verſammlung der Barone Theil zu nehmen. Es galt den 
Verſuch, eine ſtändiſche Regierung an der Stelle der königlichen 
zu gründen. Die Barone mußten die Geſammtheit der Unter— 
thanen der Krone gegenüberſtellen; nur in und mit dieſer Ge— 
ſammtheit hatten ſie Ausſicht durchzudringen. 

Die Krone vereitelte dieſen Verſuch durch Waffengewalt, 
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durch die Schlacht von Evesham. Aber fie wäre außer Stande 
geweſen, dieſen Sieg zu behaupten, wenn ſie den Rittern und 
Bürgern entzog, was die Barone ihnen eben zugeſtanden hatten. 
Wie war es möglich, daß die Krone ſich der drohenden Ueber— 
griffe des Standes der Barone erwehrte, ohne die willige und 
thatkräftige Unterſtützung ihrer alten Schutzbefohlenen und Ver— 
bündeten, der Ritter und Bürger? Die Verfaſſung verbot der 
Krone jede außerordentliche Beſteuerung ohne Zuſtimmung der 
Barone. Sollte ſich die Krone von den Bewilligungen dieſes 
Standes ausſchließlich abhängig machen? Konnten Ritter und 
Bürger nicht der Krone zugeſtehen, was die Barone verweigerten? 
Waren ſie es nicht, welche des Schutzes der Krone gegen die 
Großen des Reichs bedurften? So lud Eduard J. zu den herge— 
brachten Beſprechungen des Königs mit den Baronen, zu den Par— 
lamenten, welche die magna charta für alle außerordentlichen 
Steuerfälle der Krone vorgeſchrieben hatte, für die ſie den 
Baronen das Recht der Zuſtimmung beigelegt hatte, auch die Rit— 
terſchaft und die Bürger, wenn er ihrer Geldbewilligungen, wenn 
er ihrer Unterſtützung zu bedürfen glaubte; bald die Ritterſchaft 
allein, bald die Städte allein, bald beide Stände auf einmal. 
Ohne Zweifel hatte die Krone ein noch ſtärkeres Intereſſe, Ritter 
und Städte neben den Baronen zu ihrem Rathe zu laden, als 
dieſe ſelbſt, nachdem einmal das Beſteuerungsrecht der Krone 
durch die Barone beſchränkt war. Und wenn die Barone zunächſt 
im eigenen Intereſſe in der Verfaſſung durchgeſetzt hatten, daß 
Niemand ohne Zuziehung feiner Pärs gerichtet werde, jo hatte 
die Krone einen noch ſtärkeren Antrieb, ihrer Seits den unteren 
Ständen einen unverkümmerten Schutz des Rechts zu gewähr— 
leiſten. Es war König Eduard J., unter deſſen Regierung das 
Geſchwornengericht eine durchgeführte Inſtitution wurde. Wer 
einen ländlichen oder ſtädtiſchen Grundbeſitz von 40 Schilling 
Ertrag beſaß, war zur Theilnahme an der Jury berechtigt. 

Aus dieſen Wurzeln erwuchs die ſtändiſche Verfaſſung Eng— 
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lands. Die Bedürfniſſe eines ſelten unterbrochenen, mit verfchte- 
denem Glück geführten Krieges gegen Frankreich, machten die 
Krone von England im vierzehnten und in der erſten Hälfte des 
funfzehnten Jahrhunderts abhängig von den Bewilligungen, welche 
die Barone und Prälaten, die Ritter und Bürger zu gewähren 
für gut fanden. Die funfzigjährige Regierung Eduard III. 
(4327-1377) jah die Stände von England funfzig Mal verſam— 
melt. Mit ihren Geldhülfen erwarben ſie ihre Rechte; für Geld 
wurde die Freiheit Englands erkauft !). Die Verſuche der Krone, 
ohne Bewilligung der Stände Steuern zu erheben oder einmal 
bewilligte über den beſtimmten Zeitraum hinaus zu erheben, ge— 
langen doch auch ſo thatkräftigen Regenten wie Eduard I. nur 
für einen Augenblick. Ihre Bewilligungen knüpften die Stände 
an die Bedingung der Abhülfe der Beſchwerden des Landes, 
der Einzelnen wie der Geſammtheit 2). Die Petitionen um Ab— 
hülfe von Rechtskränkungen kamen zahlreich aus allen Theilen 
des Landes, ſobald das Parlament zuſammentrat. König Ri— 
chard II. erkannte im Jahre 1382 an, „daß der Rath und die Zu— 
ſtimmung der Gemeinen zu der Erhebung von Steuern wie zu 
der Feſtſtellung von Geſetzen und allen andern Dingen, welche 
den gemeinen Nutzen des Königreichs beträfen“, eingeholt werden 
ſollten ?). Indem die Stände die Verwendung der zu beftimmten 
Zwecken bewilligten Gelder unterſuchten, gelangten ſie zu einer 
Kontrolle der Verwaltung des Landes. Indem ſie den Zweck der 
Geldforderungen der Krone prüften, kamen ſie ſchon im vierzehnten 
Jahrhundert dazu, auch über Krieg und Frieden mitzuſprechen °). 
Indem ſie Beſchwerden und Anklagen gegen dieſen oder jenen 
Beamten des Königs erhoben, gelangten ſie zu einem gewiſſen 
Einfluß auf die Beſetzung der wichtigſten Aemter. Der Rath 
der Barone verurtheilte bereits im Jahre 1321 zwei angeſehene 


1) Hallam, Europa im Mittelalter, 2, 461. D. ü. — 2) Hallam 
a. a. O. S. 300. — 3) Gneiſt a. a. O. S. 141. — 4) Hallam a. a. O. S. 317. 
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Beamte König Eduard IL sut Verbannung und im Sahre 1330 
Roger Mortimer wegen Hochverraths zum Tode. 

Durch das Recht, in Perſon auf den Parlamenten zu 
erſcheinen, durch ihren Rang und ihren Beſitz bildeten die Ba— 
rone die Spitze der Ständeverſammlung. Aber ſie hielten die 
Gemeinſchaft, die Solidarität mit den Rittern und Bürgern qez 
treulich feſt. Niemals machten die Barone einen Verſuch, ihre 
hervorragende Stellung, ihren mächtigen Einfluß dazu zu be— 
nutzen, ſich der Beſteuerung, den gemeinen Laſten des Landes zu 
entziehen. Die Prälaten waren durch gleiches Intereſſe gegen die 
Uebermacht des Königthums eng mit den Baronen verbunden. 
Sie waren wie dieſe für die Verfaſſung eingetreten. Dem Wi— 
derſtandsrecht der Barone gegen die Verletzung der magna charta 
hatten die Prälaten um die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts 
das Anathema, die ewige Verdammung gegen König Heinrich III. 
hinzugefügt, wenn er ſie nicht halten würde. Daſſelbe Motiv, wel— 
ches Wilhem den Eroberer bewogen hatte, die Baronien gleich— 
mäßig zwiſchen Kriegsmännern und Prieſtern zu theilen, daſſelbe 
Motiv, welches die Könige zu der Berufung der Ritter und Bür— 
ger neben den Baronen bewogen hatte, veranlaßte die Könige, 
den Stand der Prälaten in ſtarker Zahl zu den Parlamenten zu 
laden. Nicht blos die Biſchöfe wurden eingeladen, ſondern auch 
die Aebte und Prioren aller bedeutenderen Klöſter, ſo daß die geiſt— 
liche Ariſtokratie während des vierzehnten Jahrhunderts zahlreicher im 
Rath der Barone war, als die kriegeriſche!). Die Verſuche der 
Krone, auch den Rittern und Bürgern ein Gegengewicht in der nie— 
deren Geiſtlichkeit gegenüber zu ſtellen (jedes Dekanat ſollte zwei Abge— 
ordnete zur Ständeverſammlung abordnen 2) ſcheiterten, obwol fie 
mehrmals bis zum Ende des vierzehnten Jahrhunderts wiederholt 
wurden; die Vertretung des geſammten Standes blieb den Prälaten. 


1) Gneift, engliches Verfaſſungsrecht S. 177. — 2) Hallam g. a. O. 
S. 421. 
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Die Beſitzungen der Kirche trugen die Lehnslaſten, die Laften ber 
Grafſchaften nicht anders wie die Güter der Laien. Den außer 
ordentlichen Geldhülfen an die Krone zu entgehen, machten die 
Prälaten wohl einmal einen Verſuch. Sie bezogen ſich darauf, 
ohne Genehmigung des Pabſtes dem Könige keine Steuern be— 
willigen zu dürfen (1297), aber ſie wichen ſogleich, als König 
Eduard J. drohte, alle Baronien der Kirche einzuziehen und Per— 
ſonen und Güter der Geiſtlichkeit außer dem Schutz ſeiner Rich— 
ter zu erklären!). Die Eingriffe des Pabſtthums in die Beſetzung 
der kirchlichen Stellen, die Beſteuerung der engliſchen Kirche zu 
Gunſten Roms drängte die Geiſtlichkeit unter den Schutz des 
Königs und der Stände, und dieſe nahmen ihrer Seits immer 
die Partei des Staats gegen die Ausdehnung der geiſtlichen Ge— 
richtsbarkeit wie gegen andere Prätenſionen der Kirche auf Son— 
derrechte. Noch vor dem Schluß des dreizehnten Jahrhunderts 
konnten in England die Erwerbungen zur todten Hand beſchränkt 
werden. Die Prälaten waren trotzdem gezwungen, mit den Ba— 
ronen zu gehen, wenn ſie dem Beſteuerungsrecht und der Lehns— 
herrlichkeit des Königs, wenn ſie den Proviſionen des Pabſtes nicht 
ſchutzlos verfallen wollten. 

Die Bewilligungen der Stände erfolgten in der Weiſe, daß 
dieſelben einzeln dem Könige einen gewiſſen Theil des Werths 
ihrer fahrenden Habe zur Verfügung ſtellten. Es wird der Krone 
zugeſtanden, den dreißigſten, funfzehnten, zwölften, elften, zehnten, 
achten, ſiebenten, ja ſogar den fünften Pfennig von allem beweg— 
lichen Eigenthum des betreffenden Standes erheben zu laſſen. 
Es iſt Geld, Hausrath, Vieh, Vorräthe jeder Art, welche zu 
dieſem Behufe abgeſchätzt werden. Im Jahre 1295 bewilligten 
die Barone dem Könige den elften Pfennig, die Prälaten den 
zehnten, die Ritter den elften, die Städte den ſiebenten Pfennig. 
Im Jahre 1305 bewilligten Barone, Prälaten und Ritter den 


1) Pauli, Geſchichte Englands 4, 111. 
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dreißigſten, die Bürger den zwanzigſten Pfennig. Im Jahre 1333 
bewilligten die Ritter den funfzehnten, die Bürger den zehnten 
Pfennig. Im Jahre 1347 erhielt die Krone nur von den Ba— 
ronen und Prälaten Geldhülfe, Ritter und Bürger verſagten die— 
ſelbe!). Dafür bewilligten dieſe zwei Jahre darauf drei funfzehnte 
Pfennige. Im Jahr 1360 bewilligten die Barone und die Ritter wie- 
der den dreißigſten, die Bürger den zwanzigſten Pfennig. Im Jahre 
1371 forderte die Krone eine beſtimmte Summe: 100,000 Pfund. 
Die Prälaten übernahmen die Hälfte, obwohl auf den Antheil 
der Kirche nur der dritte Theil der aufzubringenden Steuer fallen 
konnte; die andere Hälfte wurde von den weltlichen Ständen 
übernommen 2). Barone, Prälaten und Ritterſchaft waren 
ſchwerer belaſtet, als die übrigen Stände, da ſie außer dieſen 
Hülfsgeldern die Schildgelder zu zahlen oder ihre Kriegsdienſte 
zu thun hatten, da ſie daneben den herkömmlichen Lehnsſteuern 
und Lehnslaſten unterlagen. 

Die Barone hatten den Zweck erreicht, um deſſenwillen ſie 
ſich gegen König Johann bewaffnet hatten, eine einflußreiche 
Stellung im Rathe des Königs und die Freiheit von willkürlichen 
Laſten und willkürlicher Beſteuerung. Sie waren im Laufe dieſes 
Kampfes mit den Prälaten zu einem Stande, zu einer Körper— 
ſchaft verwachſen. Sie waren immer die Beiſitzer, die Schöffen 
des Königs in ſeinem Lehnshofe geweſen. An der Spitze der 
Stände ſetzten ſie den Anſpruch durch, ſelbſtſtändig das höchſte 
Gericht des Landes, wenn auch unter dem Vorſitz eines königlichen 
Beamten, zu bilden, ſie erreichten es nach langem Streit gegen 
die Krone unter König Heinrich IV. zu Anfang des funfzehnten 
Jahrhunderts, daß kein Baron vor einem andern Gericht in Kri— 
minalfällen belangt werden könne, als vor dieſer Verſammlung 
feiner Standesgenoſſen °). 


1) Hallam a. a. O. S. 297. Pauli a. a. O. 4, 353. — 2) Rot. parliam. 
II, 304. — 3) Gneiſt, engliches Verfaſſungsrecht S. 134, 152. 
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Nicht die Baronien — die Amtsbezirke, die Grafſchaften hielten 
in England die Ritterſchaft in geſonderten Kreiſen, in beſtimmten 
Verbänden dem Staate gegenüber. Nicht nach den Baronien 
wurde ſie zu den Ständen entboten, ſondern nach den Kreiſen 
des Landes. Die Wahl der beiden Abgeordneten der Grafſchaft 
fand unter dem Vorſitze des Amtsdirektors, des Sheriffs, auf 
der Verſammlung der Grafſchaft Statt, an welcher wie an dem 
Gericht der Grafſchaft die freien Bauern ebenſo Antheil nahmen 
wie die Ritter. Sie wurde wie jedes andere Geſchäft der Graf— 
ſchaft vorgenommen. Es waren die Grafſchaftsverſammlungen, 
die Kreistage, auf welchen auch die Steuern umgelegt wurden. Es 
iſt wahrſcheinlich, daß die Bauern Anfangs an den Wahlen der 
abzuordnenden Ritter geringen Antheil nahmen. Aber die Ritter 
ſollten auf den Ständeverſammlungen nicht blos für ſich, ſon— 
dern für die geſammte Grafſchaft, von ihrem Eigen wie von 
dem der freihaltenden Bauern Steuern bewilligen). So war 
es nicht wohl möglich und am wenigſten im Intereſſe der Krone, 
die freien Bauern von den Wahlen fern zu halten. Schon im 
vierzehnten Jahrhundert, unter Eduard II. und Richard II. wird 
beſtimmt, daß die geſammte Grafſchaft, Rittergut und Bauergut, 
die Koſten der Vertretung der Grafſchaft auf den Ständever— 
ſammlungen zu tragen habe (die Diäten betrugen nach den Feſt— 
ſetzungen unter Eduard II. vier Schilling täglich für den Ritter, 
zwei Schilling für den Bürger), und Heinrich IV. ſpricht im Jahre 
1406 ausdrücklich das Recht der Theilnahme der Bauern an den 
Wahlen aus. Zur Vermeidung tumultuariſcher Wahlen beſtimmt 
Heinrich VI. im Jahre 1430, daß nur diejenigen Bauern wahl⸗ 
berechtigt ſein ſollen, welche auch zum Geſchwornendienſt heran— 
gezogen werden können, d. h. diejenigen, deren Hufen ein Ein— 
kommen von 40 Schilling jährlich abwarfen ?). So waren die 
1) Hallam a. a. O. S. 215. 264. — 2) Hallam a. a. O. S. 278. 394. 


Pauli 4, 679 hält dafür, daß die Bauern ſchon vor und unter Eduard J. 
mitgewählt haben; vgl. S. 681. 
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Vertreter der Ritterſchaft zugleich die Vertreter der Bauern der 
Grafſchaften geworden. Die Abgeordneten der Grafſchaften ver— 
traten das ritterliche und bäuerliche Grundeigenthum derſelben, 
welches unter einer und derſelben Regel befaßt, welches einem 
und demſelben Geſetz unterworfen war. 

König Heinrich II. hatte den Rittern den Abkauf des Lehns- 
dienſtes gegen Schildgeld geſtattet. Die große Charte erlaubte 
der Ritterſchaft, Theile der Rittergüter zu veräußern; doch dürfe 
dieſe Dismembrirung nur ſo weit gehen, daß der Lehnsdienſt von 
dem Ueberreſte noch geleiſtet werden könne. Eduard J. geſtattete 
im Jahre 1290 unter Zuſtimmung der geſammten Ritterſchaft des 
Reichs die Veräußerung jedes Ritterguts, unter der Bedingung, 
daß die Schildgelder deſſelben fortbezahlt würden. Seitdem war 
Jedermann in England in der Lage, kriegsdienſtpflichtiges Grund— 
eigenthum zu erwerben. Bereits Heinrich III. hatte von den Lehns⸗ 
erben verlangt, den Ritterſchlag bei dem Könige einzuholen, um 
eine Einnahme von den Gebühren zu ziehen. Eduard II. ver⸗ 
pflichtete im Jahre 1307 jeden Grundeigenthümer, der eine jähr- 
liche Rente von zwanzig Pfund habe, den Ritterſchlag einzuholen. 
Es war die Aufhebung der alten, die Kreirung einer ganz neuen 
Ritterſchaft. Dieſe war von nun an ein offener Stand, in 
welchen jeder größere Grundbeſitzer nicht nur eintreten konnte, 
ſondern auch eintreten mußte; ſie war nichts mehr als die Klaſſe 
der größeren Grundbeſitzer. 

Die Grafſchaften klagten über die Mißbräuche und Ueber— 
griffe, welche ſich die Sheriffs, die Amtsdirektoren, zu Schulden 
kommen ließen. Dieſen Klagen ein Ende zu machen, entzog 
Eduard III. im Jahre 1363 den Sheriffs den Vorſitz und die 
Leitung der Grafſchaftsgerichte. Das Gericht der Grafſchaft ſollte 
in Zukunft von Friedensrichtern gehalten werden, welche der 
König aus der Zahl der Ritter der Grafſchaft und aus Nechts- 
gelehrten ernennen würde. Vor Ablauf des vierzehnten Jahr— 
hunderts, im Jahre 1388, war das neue Inſtitut vollſtändig 
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geordnet!). Den Sheriffs blieb neben der Verwaltung der Graf— 
ſchaft und der Einſetzung der Ortsbeamten, die Ernennung der 
Geſchwornen und die Vollſtreckung der Urtheile. Wie die Ver— 
waltung des Reichs durch die Rechte der Stände beſchränkt wor— 
den war, ſo war nun auch die Amtsgewalt der Sheriffs über 
die Grafſchaften in engere Grenzen gewieſen. š 

Die Einführung der Friedensrichter war eine Erweiterung 
der Befugniſſe der Rittergutsbeſitzer gegenüber der Verwaltung. 
Sie kam aber auch ſehr weſentlich den Bauern zu Gute und zwar 
dem am ſchlechteſten geſtellten Theil der Bauernſchaft, den Guts— 
unterthanen der Barone und der Rittergutsbeſitzer. Die Sheriffs 
hatten die freien Bauern davor geſchützt, zu Gutsunterthanen 
ihrer ritterlichen Nachbarn herabgedrückt zu werden; ſeitdem die 
Barone das Schatzungsrecht der Krone über die Lehensmannſchaft 
beſchränkt hatten, nahmen ſich die Könige auch der alten Gutsunter— 
thanen des Adels an. Die Grundherrn ſollten nun eben ſo wenig 
ein Recht haben, ihre Unterthanen willkührlich zu beſchatzen und 
ihre Leiſtungen zu erhöhen, als die Könige die Vaſallen beliebig 
beſchatzen konnten. Die Sheriffs mußten darauf halten, daß die 
herkömmlichen Leiſtungen der Gutsunterthanen nicht erhöht wurden. 
Zugleich beſchränkte die Krone das Patrimonialgericht der Grund— 
herren. Das Statut von Merton, unter Heinrich III. im Jahre 
1237 erlaſſen, unterſagt den Grundherrſchaften, eigene Gefäng— 
niſſe zu halten; ihre Gerichte konnten ſeitdem ihre Strafurtheile 
nur durch den Staat d. h. durch den Sheriff vollſtrecken. Unter 
derſelben Regierung erging 1268 das Statut von Marlebridge, 
welches alle Streitigkeiten über Grund und Boden vor die Graf— 
ſchaftsgerichte verwies und die Kompetenz der Patrimonialgerichte 
auf Prozeſſe unter vierzig Schilling Werth beſchränkte. Im Jahre 
1369 beſtimmte König Eduard III. daß es den Gutsherrſchaften 
nicht freiſtehe, einen Gutsunterthan ſeines Hofes zu entſetzen, 


1) Gneiſt a. a. O. S. 106. 
Qe 
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falls er die herkömmlichen Dienſte leiſte.) Die Geldhülfen, welche 
die Barone, die Prälaten, die Ritter der Krone bewilligten, 
waren nicht Steuern, welche ſie ihren Gutsunterthanen auflegten; 
es waren Vermögensſteuern, welche ihren eigenen Beſitz und nur 
dieſen trafen. Als die Stände den höher ſteigenden Geldforderungen 
der Krone gegenüber von dieſem Syſtem abgingen, und im Jahre 
1379 dem ganzen Lande, d. h. allen Bewohnern deſſelben eine 
Klaſſen- und Kopfſteuer auflegten, welche dem Baron 6—2 Pfund, 
den Altermännern der größeren Städte zwei Pfund, den Nitter- 
gutsbeſitzern und Advokaten, ſo wie den Altermännern der kleinern 
Städte ein Pfund, den freien Bauern 6—3 Schillinge, den un— 
freien 6—1 Schilling, allen Dienſtleuten, Arbeitern und Knechten 
ohne Ausnahme einen Groſchen, d. h. 4 Pfennige, auf den Kopf 
auflegte, erregte dies große Unzufriedenheit unter den niederen 
Klaſſen. Schon im folgenden Jahre wurde dieſe Auflage, und 
zwar in der Weiſe einer reinen Kopfſteuer wiederholt. Jedermann 
ſollte einen Groſchen zahlen; nur die hohe Geiſtlichkeit gab 20 Gro- 
ſchen, die niedere 3 Groſchen für den Kopf. Da kamen die Guts- 
unterthanen, denen der Staat neben den Laſten für den Herrn, 
nun auch ſeine Steuern auflegen wollte, da kamen die unterſten 
Schichten des Landes in die gewaltigſte Bewegung. Sie erzwangen 
von König Richard das Zugeſtändniß, daß alle Leibeigenen frei, 
daß von keinem Acker Landes jährlich mehr als ein Groſchen Zins 
dem Herrengut entrichtet werden ſollte. Der Aufſtand wurde nieder- 
geſchlagen, die Zugeſtändniſſe zurückgenommen; aber die Stände 
verließen den eben eingeſchlagenen Weg der Beſteuerung, um ihn 
nicht wieder zu betreten. Die Lage der Gutsunterthanen wurde 
ſeit dieſer Zeit weſentlich beſſer. Die gleich darauf (1386 und 1388) 
erfolgende Durchführung des Inſtituts der Friedensrichter vernichtete 
die noch übrige Gerichtsgewalt der Grundherren. Die Barone 
konnten bei der bereits vorhandenen Beſchränkung derſelben auf 
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ein jo armſeliges Recht keinen Werth legen, und wozu follten die 
Ritter urtheilen laſſen, da ihren Gerichten alle wichtigeren Sachen 
entzogen waren, da fie ihre Strafurtheile nicht ſelbſt vollſtrecken 
konnten, da jedermann von dem Patrimonialgericht Berufung eine 
legen konnte an das Grafſchaftsgericht. Sie waren außerdem für 
das Patrimonialgericht über die Gutshörigen durch das Friedens— 
richteramt, durch das Gericht über die geſammte Grafſchaft ent⸗ 
ſchädigt, welches ihnen eben beigelegt worden war. Mit dem 
allmähligen Erlöſchen des Patrimonialgerichts im Laufe des funf— 
zehnten Jahrhunderts, verlor ſich ein weſentlicher Unterſchied der 
freien Bauern und der Gutsunterthanen. Beide Klaſſen ſtanden 
gleichmäßig unter dem Grafſchaftsgericht. König Eduard IV. hob 
dann die Stellung der Gutsunterthanen ſehr weſentlich, als er 
ihnen ein feſtes Anrecht an ihren Höfen beilegte und ihnen die 
Klage gegen die Beſitzentſetzung durch den Grundherrn bei den 
Grafſchaftsgerichten geftattete'), Nach der Befeſtigung der Güter 
in den Händen der Gutsunterthanen gab es nur noch eine ge— 
ringe Trennung zwiſchen dieſen und den freien Bauern. Die 
Dienſte der erſteren verwandelten ſich in Zinſen, aus Gutsunter— 
thanen wurden Pächter. Schon am Ende des funfzehnten Jahr— 
hunderts ift die Gutsunterthänigkeit vom Boden England's ver— 
ſchwunden, wenn auch heute auf manchem Pachtgute Sterbefälle 
und andere Laſten, die ihren Urſprung in der Grundherrlichkeit 
haben, unabgelöſt ruhen. Am Ende des ſechszehnten Jahrhunderts 
giebt es in England keine Leibeigenen mehr 2). Grade in dem 
Lande Europa's, in welchem der Adel ſeine Rechte mit den Waffen 
in der Hand, durch die Eroberung gegründet, war der Stand 
der freien Bauern niemals untergegangen, waren die Gutsunter- 

thanen am beſten geſtellt, ſind ſie am frühſten emancipirt worden. 

So wenig als die Barone ſind die Städte England's jemals 

zu der ſelbſtſtändigen Macht und Bedeutung gelangt, wie in Staz 


1) Hallam a. a. O. S. 481. — 2) Hallam a. a. O. S. 490. 
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lien, Deutſchland und Frankreich. Auch die Städte England's 
haben nicht als einzelne Gemeinden, als Republiken, ſondern nur 
als eine Gemeinſchaft, als Stand Bedeutung. In ähnlicher Weiſe 
wie auf dem Feſtlande erwuchſen die Städte in England aus Ge— 
meinden, welche in der Schutzpflicht, d. h. in der Steuerpflicht 
eines Barons oder Biſchofs, in der Steuerpflicht des Königs ſtanden. 
Sie kauften ihrem Herrn das Schutzrecht, dann das Recht der 
Selbſtverwaltung ab. Aber es war nicht nöthig, daß ſich die 
Städte England's in Feſtungen verwandelten, da hier weder die 
Sitze der Barone noch die der Ritter Feſtungen waren. Sie 
hatten in England nicht nöthig, bewaffnete Einungen unter ein: 
ander abzuſchließen, um die Straßen zu ſchützen der Staat und 
deſſen Gerichte erhielten den Landfrieden. Die Bevölkerung Eng— 
land's drängte ſich nicht in dem Maaße in die Städte zuſammen, 
wie auf dem Feſtlande, um fic) der Grundherrlichkeit zu entziehen. 
Wohl entliefen auch hier Leibeigene in das befreiende Weichbild!), 
aber es gab doch neben dem Adel überall freie Männer auf 
dem Lande in England. Die engliſchen Städte hatten nicht nöthig, 
ein beſonderes bürgerliches Gericht auszubilden; die Bürger der 
Flecken waren ſo gut wie Ritter und Bauern Gerichtsmänner des 
Grafſchaftsgerichts und der Staat beſaß eine Gerichtsverfaſſung 
und ein Rechtsleben, welches die Geſtaltung eines beſonderen ſtäd— 
tiſchen Rechts überflüffig machte. Der Zuſammenhang der Bürger 
mit den Grafſchaftsgerichten verhinderte die ſchroffe Trennung, 
welche Stadt und Land auf dem Feſtlande auseinander hielten, 
und die Geſetzgebung, welche vom König und den Ständen ge— 
meinſam ausging, erſtreckte ſich gleichmäßig auf Stadt und 
Land. Niemals iſt in England das Gewerbe von den Städten 
monopoliſirt, der Betrieb deſſelben auf dem Lande beſchränkt 
worden. England ließ weder das Monopol des Grundeigenthums 
für Adel und Kirche, noch das Monopol des Handwerks für die 


1) Hallam a. a. O. S. 485. 488. 
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Bürger entftehen. Seitdem jeder größere Grundbeſitzer den Ritter— 
ſchlag einholen mußte, war es nicht mehr das ritterliche Leben, 
von welchem die Ehre und der Rang eines Mannes abhingen. 
Die Kluft zwiſchen den Waffen führenden und nicht Waffen füh— 
renden Ständen war überbrückt. Die Klaſſenſteuer des Jahres 
1379 ftellt die Ritter, die Advokaten, die Altermänner der Städte auf 
eine Linie. Wenn ſämmtliche größere Grundbeſitzer den Ritter— 
titel führten, ſo war kein Anlaß, die beſſer geſtellten Klaſſen der 
Bürger von demſelben auszuſchließen. Seit den Zeiten Eduard IV. 
beginnt das ſtädtiſche Patriciat den Titel Esquire zu führen wie 
das ländliche, und unter Heinrich VII. wird ein Bürger von den 
Ständen der Ritter und Bürger zum Leiter ihrer Verhandlungen, 
zum Sprecher des Unterhauſes gewählt. Unter Eliſabeth heißen 
bereits alle angeſehene Männer des Bürgerſtandes Esquire !). 
Es war die beſondere Steuerkraft der Städte, weshalb die 
Könige diejenigen Gemeinden, welche die Selbſtverwaltung erlangt 
hatten, zahlreich zu den Ständeverſammlungen beriefen. Eduard J. 
hatte im Jahre 1283 ein und zwanzig Städte zum Parlamente 
berufen, im Jahre 1295 berief er die Abgeordneten von hundert 
Städten. Einige von ihnen lehnten ſpäterhin die Berufung ab, 
weil ihnen die Koſten für ihre beiden Abgeordneten zu ſchwer fielen. 
Im Verhältniß zu den Grafſchaften blieben die Städte dennoch 
ſtark vertreten. Das Herkommen beſtimmte allmählig diejenigen, 
welche zu den Ständeverſammlungen eingeladen wurden; es waren 
80 bis 90 2). Heute ſind die Städte faſt viermal ſtärker als die 
Grafſchaften im Parlament vertreten. Trotz der ſtärkeren Ver— 
tretung der Bürger entſchloſſen ſich die Ritter, auf den Stände— 
verſammlungen mit den Bürgern zuſammenzutreten. Die Barone 
ſaßen und ſtimmten aus perſönlichem Recht; die Ritter wie die 
Bürger vertraten Korporationen. Sie fanden, daß ihre Intereſſen 
zuſammengingen, daß Ritter wie Städte dieſelben Beſchwerden 


1) Hallam a. a. O. S. 405. — 2) Hallam a. a. O. S. 402. 
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über die Verwaltung, daß beide dieſelben Intereſſen in der Be— 
ſteurung hatten. Wenn dem Könige außer den Vermögens— 
ſteuern geſtattet wurde, Zölle auf die Ausfuhr von Wolle und 
Häuten, auf die Einfuhr von Wein zu legen, ſo waren jene 
das Produkt der großen Güter (der Zoll traf den Producenten 


wie den Kaufmann), und dieſer war den Rittern nicht minder 


nothwendig als den Bürgern. Man war ſtärker der Krone 
gegenüber, wenn Ritter und Bürger nur einen Stand bil— 
deten. Die Ritterſchaft Englands verſchmähte es im vierzehnten 
Jahrhundert nicht, was der Adel Frankreichs am Ende des acht— 
zehnten hartnäckig verweigerte, zu gemeinſamer Berathung und 
Beſchlußfaſſung mit den Krämern zuſammenzutreten. Und in 
England im vierzehnten Jahrhundert handelte es ſich um eine 
Minderzahl ritterlicher Abgeordneten, welche mit einer Mehrzahl 
von Bürgern zuſammentraten, in Frankreich weigerte ſich der 
Adel, in gleicher Zahl mit den Bürgern zuſammenzutreten und 
nach Köpfen abzuſtimmen. Bis gegen Ende des vierzehnten Jahr— 
hunderts machen die Grafſchaften und die Städte noch ihre be— 
ſondern Geldbewilligungen, bis zu dieſem Zeitpunkt finden ſich 
noch abgeſonderte Vota der Ritter und Städte, doch berathen 
die Abgeordneten der Grafſchaften und Städte ſchon in den ſpäteren 
Jahren Eduard III. gemeinſam und wählen gemeinſam einen 
Sprecher für die Leitung ihrer Verhandlungen !). 

So waren den Baronen und Prälaten gegenüber Grafſchaf— 
ten und Städte ebenfalls zu einem Stande zuſammengewach— 
jen. Wie die alten Räthe der Krone, die Biſchöfe und Baz 
rone, find die neuen Räthe derſelben Ritter und Bürger eben— 
falls ein Körper geworden. In dieſer Gemeinſchaft hatten ſie 
das Recht der Steuerbewilligung, welches die magna charta nur 
den Baronen zubilligte, hatten ſie das Recht der Zuſtimmung zu 
den Geſetzen und eine wirkſame Kontrolle der Verwaltung errungen. 


1) Rot. parliament. II, 322. 
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Blieben alle Beſchwerden gegen einen hohen Beamten der Krone 
vergeblich, ſo erhoben die Gemeinen Anklage gegen ihn bei dem 
Haufe der Lords, welches ſich zum höchſten Gerichtshofe des 
Landes emporgearbeitet hatte. Die erſte Anklage dieſer Art wurde 
von den Gemeinen im Jahre 1377 gegen Lord Latimer erhoben. 
Als König Richard II. im Jahre 1386 ſtarke Geldhülfen verlangte, 
antworteten die Gemeinen mit der Anklage gegen den Kanzler 
Michael de la Pole, einen Bürgersmann, den der König zum Gra— 
fen von Suffolk ernannt hatte, und gegen die Räthe der Krone. 
Der Kanzler wurde von den Lords zu Gefängnißſtrafe verurtheilt. 
Seitdem drängten ſich unter den Königen aus dem Hauſe Lancaſter 
die Anklagen in raſcher Folge. Ihre Reihe ſchließt mit der Verur— 
theilung des Grafen von Suffolk im Jahre 1450 zu fünfjähriger 
Verbannung. In zwei große Körperſchaften vereinigt, ſtehen die 
Unterthanen auf der Grundlage gleichen Rechts und gleicher Be— 
ſteurung der Krone gegenüber. Die Stände von England hatten 
gegen ein mächtiges Königthum eine einflußreiche und dem Lande 
heilſame Stellung errungen, weil ſie auf Sonderrechte zu verzich— 
ten verſtanden hatten. 

Was England im dreizehnten Jahrhundert begründet, im vier— 
zehnten und in der erſten Hälfte des funfzehnten ausgebildet — die 
ſtändiſche Verfaſſung, wurde auch dem Kontinent zu Theil. Auch auf 
dem Feſtland weicht im vierzehnten Jahrhundert der Lehensſtaat 
dem ſtändiſchen Staat. Aber es iſt nicht die Uebermacht der Krone, 
gegen welche England in den ſtändiſchen Rechten einen Schutz geſucht 
hatte — es iſt die Bedürftigkeit des Königthums, welche auf dem 
Kontinent die ſtändiſche Verfaſſung ſchafft. Die Unternehmungen 
und Anordnungen der Könige des Feſtlandes hatten bisher von 
dem guten Willen der Barone abgehangen, welchen ſie in den 
Beſprechungen mit den Baronen (den Parlamenten), auf den Hof 
tagen zu erlangen geſucht hatten. Nun waren die Lehensherrſchaf— 

ten durchbrochen worden durch die Emancipation der ſtädtiſchen 
Gemeinden; die Freiheit des gemeinen Mannes war aus dem 
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Schooße des Lehensweſens wiedergeboren worden; es gab neben 
der prieſterlichen und kriegeriſchen Ariſtokratie wieder ein demokra— 
tiſches Element und die Staaten umfaßten neben den weltlichen 
und geiſtlichen Lehensherrſchaften Stadtgemeinden, welche das In— 
tereſſe des Königthums gegen die willkürliche Gewalt, gegen das 
Fehdeweſen, gegen die Uebermacht der Barone theilten. So beriefen 
die Könige von Frankreich ſeit dem Anfang des vierzehnten Jahr— 
hunderts neben den Prälaten und Baronen Abgeordnete der Städte, 
Abgeordnete der Ritterſchaften aller Baronien zum Parlament, um 
Zuſtimmung zu ihren Anordnungen und Geldhülfen zu erlangen. 
Die Barone mußten in ihren Territorien dem Beiſpiel der Krone 
folgen. Die Generalſtände gewinnen in dieſem Jahrhundert in 
Frankreich raſch eine große Bedeutung, und es ſind die Städte, 
welche die entſcheidende Stimme auf dieſen Verſammlungen in Anz 
ſpruch nehmen und führen. 

In Deutſchland kam den Kaiſern nicht ein Mal der Gedanke, 
die Ritterſchaften und die Städte, welche unter der Lehenshoheit 
der Barone, d. h. der Fürſten, ſtanden, zu den Hoftagen zu 
berufen, dieſen das Gegengewicht der unteren Stände gegenüber— 
zuſtellen und durch die gemeinſamen das geſammte Reich umfaſ— 
ſenden Intereſſen dieſer Stände die Theilung des Reichs unter 
die Fürſten wiederaufzuheben. Mit jenem Schwanken zwiſchen 
dem Größten und dem Kleinſten, mit jenem Ueberſpringen von 
den hochfliegendſten Planen zu kleinmüthigem Verzichten, welches 
der ſchwerſte Fehler des deutſchen Charakters iſt, entſagte das 
Kaiſerthum, nachdem es eben die Herrſchaft über das Feſtland zu 
gewinnen und das Pabſtthum ſich zu unterwerfen verſucht hatte, 
der nationalen Bedeutung ſeiner Stellung, um die Reſte ſeines 
Anſehens nach dem Beiſpiel der Fürſten zur Gründung eines grö— 
ßeren Fürſtenſtaats, einer Privatmacht, einer Hausmacht zu ge— 
brauchen. Aber die Koalition des Pabſtthums und des Fürſten— 
thums hatte das Reich zum Wahlreich gemacht, und die Fürſten 
waren ſtark genug, jedes bedrohliche Wachsthum eines Kaiſer— 
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hauſes auf dieſem Wege zu hindern, indem fie das Reich einem 
andern Hauſe übertrugen. So blieb es in Deutſchland bei den 
Fürſtentagen. Es war mehr ſchädlich als nützlich, daß die 
Fürſten ſich auf dieſen in zwei beſondere Körper ſchieden, und die 
Zuziehung der Vertreter mehrerer Städte, welche ſich von der 
Hoheit ihrer Lehensherren vollſtändig emancipirt hatten, konnte 
den Charakter des deutſchen Reichstages als einer Verſammlung 
faktiſch ſelbſtſtändiger Landesherren, faktiſch ſelbſtſtändiger Staa— 
ten nicht verändern. Die ſtändiſche Verfaſſung vollzieht ſich in 
Deutſchland innerhalb der einzelnen Territorien. In dieſen er— 
langen die Geiſtlichkeit, die Ritter, die Städte Rechte den Für— 
ſten gegenüber, welche nicht geringer ſondern größer waren als 
die der Stände Englands. Nicht blos daß ſie das Recht der 
Steuerbewilligung unbeſtritten beſaßen, ſie nahmen vielfach durch 
beſondere von ihnen conſtituirte Behörden am Gericht und an der 
Verwaltung Theil, ſie hatten nicht ſelten das Recht, Verträge 
mit dem Auslande zu verwerfen oder zu beſtätigen, ſelbſtſtändig 
zuſammenzutreten und den Fürſten bewaffneten Widerſtand ent. 
gegenzuſetzen. Die Trennung der deutſchen Territorien konnte 
dadurch nur ſchärfer gezogen werden. 

Seit dem Ende des funfzehnten Jahrhunderts macht das König— 
thum des Feſtlandes, in Deutſchland das Fürſtenthum, bedeutende 
Fortſchritte den Berechtigungen der Stände gegenüber. Die Städte 
unterſtützen das Königthum in ſeinen Bemühungen, den Land— 
frieden aufzurichten und aufrecht zu halten. Sie verzichten willig 
auf ihre Rechte der Krone gegenüber, wenn dieſe ihnen Ruhe, 
Ordnung und friedliches Recht im Lande ſchafft. Die Gerichtsge— 
walt, welche die Könige und Fürſten zu dieſem Behufe aufrich— 
ten, ſtützt ſich auf ein fremdes Recht, das römiſche, welches in 
einem Beamtenſtande, der ſich an demſelben bildet, den Königen 
einen mächtigen Bundesgenoſſen zur Seite ſtellt, die Eigenmacht 
der Barone und Ritter zu brechen. Aber dieſes neue Recht ver— 
nichtet auch die lokalen Freiheiten, die lokalen Selbſtregierungen 
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des Mittelalters, die demokratiſchen Elemente, welche der Lehens— 
ſtaat, der ſtändiſche Staat in ihrem Schooße bewahrt hatten. 
Iſt das Recht ein allgemeines, ein fertiges, ſo kann die lokale 
Rechtsbildung, das Finden deſſelben im Schöffengericht nicht mehr 
ſtattfinden; iſt das Recht ein fremdes und gelehrtes, ſo kann es 
von Rittern, Bürgern und Bauern nicht mehr geſprochen werden. 
Das Volksrecht unterliegt dem Juriſtenrecht. Das bis dahin 
ſelbſtſtändige Gericht der Ritter, Bürger und Bauern, die lokale 
Selbſtverwaltung beginnt an einen Beamtenſtand überzugehen. 

Wohl wahr, daß ein gewiſſes demokratiſches Element in dieſem 
Emporkommen des Beamtenſtandes, in dieſem Emporkommen des 
Verdienſtes neben der Geburt, neben dem Privilegium liegt; aber 
dies Emporkommen geſchah unter Bedingungen und diente einem 
Zwecke, welcher die partikularen Selbſtregierungen des Lehens— 
ſtaates, des ſtändiſchen Staates zerreiben und die Erſetzung deve 
ſelben im Sinne eines großen Gemeinweſens verhindern mußte. 

Die religiöſen Kämpfe des ſechszehnten und ſiebzehnten Jahrhun⸗ 
derts, ſo ernſthaft ſie hier und da die fürſtliche Macht erſchüttern, en⸗ 
den dennoch mit einer weſentlichen Verſtärkung derſelben, ſie brechen 
das Anſehen, die ſelbſtſtändige Stellung der Prälaten, des geiſtlichen 
Standes, und geben den Fürſten in engerem oder weiterem Um— 
fange die Verfügung über die Beſitzungen, die Einkünfte, die 
Stellen und Rechte deſſelben. Nicht blos daß die Reformation 
den Fürſten, welche ſich zu ihr bekennen, die Verfügung über die 
Kirche gewährt, auch auf der Gegenſeite ſieht ſich das Pabſtthum 
genöthigt, auf die ſelbſtſtändige Stellung der Biſchöfe, des geiſt— 
lichen Standes, zu verzichten, um das Fürſtenthum für die Auf- 
rechthaltung des katholiſchen Dogma zu gewinnen. Hüben wie 
drüben wird der geiſtliche Stand dem Landesherrn unterworfen. 
Selbſt in Spanien muß das Pabſtthum die Biſchöfe beſtätigen, 
welche der König ernennt. Statt des Pabſtthums herrſcht das 
Fürſtenthum kraft göttlicher Autoriſation über den Staat wie über 
die Landeskirchen. 
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Bald nach dem Ende der religiöſen Kämpfe, bald nach 
dem Siege des Fürſtenthums über den geiſtlichen Stand, in der 
zweiten Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts iſt auch der Sieg 
des Königthums über die andern Stände, über Adel, Ritter und 
Städte entſchieden. In Frankreich machte es die Trennung der 
Generalſtände in Geiſtlichkeit, Adel und Städte, die Abſtimmung 
nach Ständen und innerhalb der Stände nach den vormaligen 
Lehensherrſchaften den Königen leichter, die Generalſtände als die 
Renitenz der großen Adelsfamilien zu beſeitigen. Mit ſtarker Hand 
faßten ſie die alten Lehensherrſchaften, die ſie in Provinzen ver— 
wandelt hatten, zuſammen, bahnten ſie durch ihre Intendanten 
der unbeſchränkten Gewalt den Weg. Bei der durchgeführten 
Theilung des Reiches konnte ſich in Deutſchland dieſe Entwicke— 
lung nur innerhalb der einzelnen Territorien vollziehen. Auch 
hier war der geiſtliche Stand von den Fürſten abhängig gewor— 
den oder aus den Ständeverſammlungen verſchwunden. Die Nit- 
ter vertraten hier weder die Bauern noch wurden ſie von ihnen 
gewählt. Die Steuern, welche die Ritter bewilligten, legten ſie 
nicht fic), ſondern ihren Gutsunterthanen auf. Ebenſo wenig 
kamen Städte und Ritterſchaften zu einem gemeinſamen Inte⸗ 
reſſe. Jeder Stand benutzte ſeine Rechte, um ſich von Laſten für 
den Staat frei zu halten, um dieſe Laſten von ſich ab auf den 
den andern Stand zu wälzen. Auf ihren juriſtiſch gefdulten Bee 
amtenſtand geſtützt, wurde es den Fürſten nicht allzuſchwer, Ju⸗ 
ſtitutionen über den Haufen zu werfen, die nur dem Ganzen ge— 
genüber zur Aufrechthaltung egoiſtiſcher Intereſſen dienten. In 
Frankreich hat der Sieg des Königthums über die Stände, über 
Adel und Städte eine große Bedeutung, die Bedeutung der Her— 
ſtellung der nationalen Einheit, der Vereinigung aller nationalen 
Kräfte zu einer gewaltigen Staatsmacht. Dieſe Bedeutung fehlt 
dem. Siege des Fürſtenthums über die Stände in Deutſchland. 
Es iſt hier nicht viel mehr als die Gründung einer klein guge- 
ſchnittenen Tyrannei, die ſich nur in den bevorzugten Territorien 
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über die Ausbeutung des Ländchens für die Genüſſe des Hofes 
zu einer Ordnung der Steuern, des Rechtes und des Kriegsweſens 
im Sinne des Gemeinwohls erhob. Dieſer Sieg des Fürſtenthums 
vollendete die Zerſplitterung Deutſchlands, indem er jedem auch 
dem kleinſten Fürſten den Betrieb einer ſelbſtſtändigen auswärti⸗ 
gen Politik möglich machte. 

Die Einheit des Staats war in England nicht erſt zu grün— 
den, ſie war von Wilhelm dem Eroberer gegründet. Es galt 
hier nicht mehr, die Gerichtsbarkeit des Staats aufzurichten, ſie 
beſtand bereits ſeit Jahrhunderten in der Königsbank, in den 
Grafſchaftsgerichten. Es bedurfte hier keines neuen Rechts, Enge 
land beſaß ein gemeines Recht. Es bedurfte hier keines neuen 
Beamtenſtandes, keiner neuen Staatsverwaltung — ſie beſtanden 
von Altersher. Es bedurfte keiner Brechung des Standesegoismus. 
Die engliſchen Stände waren weder ein Aggregat von Provin— 
zialſtänden noch die Summe des Widerſpruchs der Standesin— 
tereſſen. Ritterſchaft, Bürger und Bauern waren durch eine ge— 
meinſame Vertretung verbunden. Und dennoch machte auch hier das 
Königthum im ſechszehnten, im ſiebzehnten Jahrhundert große Fort— 
ſchritte, und dennoch ſchien es auch hier, als ſollten die Rechte der 
Stände der Macht des Thrones erliegen. In dem langen und erbit⸗ 
terten Kampfe der Häuſer Lancaſter und York hatten die Beſchlüſſe 
der Stände endlich der Gewalt der Waffen weichen müſſen. Die 
Dauer des Krieges hatte die Macht der Barone und Ritter ge— 
brochen, aber der Ueberreſt hielt die kriegeriſchen Gewohnheiten 
feſt, die er in dem franzöſiſchen Kriege, die er im Bürgerkrieg 
wieder angenommen hatte. Heinrich VII. ſtellte den Landfrieden 
mit ſtarker Hand wieder her. Er verbot Baronen und Rittern, 
bewaffnete Dienerſchaften zu halten. Er übertrug einer Abtheilung 
des Staatsraths, der Sternkammer, eine außerordentliche Straf— 
gewalt. Im Wege des inquiſitoriſchen Prozeſſes ſollte bide Be: 
hörde alle Majeſtätsverbrechen, allen Friedensbruch, alles Mis- 
verhalten, alle „Disaffektion“ gegen den König ahnden. Im 
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Sinne der fürftlichen Oppoſition gegen die ſelbſtändige Stellung 
der Kirche zog König Heinrich die Beſetzung der Hälfte aller geiſt— 
lichen Stellen an die Krone. Sein Nachfolger ſchritt auf dieſer 
Bahn weiter. Er riß die engliſche Kirche von Rom los, um ſie 
der Herrſchaft der Krone vollſtändig zu unterwerfen. „Er ließ die 
Anhänger Luthers hängen und die des Pabſtes verbrennen.“ Erſt 
nachdem er die Kirche ſäkulariſirt und ſich zum Pabſte derſelben ge— 
macht, änderte er auch das Dogma. Eliſabeth führte die Reform 
des Dogma durch, und wie die Sternkammer alle Abweichungen 
von der guten Geſinnung gegen die Krone mit willkürlicher Strenge 
ſtrafte, ſo ahndete forthin der Oberkirchenrath, die hohe Kom— 
miſſion, durch königliche Ernennung beſetzt, jede Abweichung von 
dem durch die Krone patentirten Glauben. Die neue Kirche lag 
zu den Füßen des Königthums, welches ſie allein vor der Wie— 
derkehr des Pabſtthums ſchützen konnte, ſie predigte das göttliche 
Recht des Thrones, die abſolute Gewalt des Thrones, den un— 
bedingten leidenden Gehorſam gegen den Willen des Königs noch 
viel ſtärker, als die Juriſten und Theologen Deutſchlands. Eliſa⸗ 
beths Stellung war noch gebietender als die ihrer beiden Vorgän⸗ 
ger. Sie taſtete die Formen der Verfaſſung nicht an, aber ſie 
dehnte daneben die Befugniſſe der Verwaltung aus. Sie übte 
durch die Sheriffs Einfluß auf die Wahlen wie auf die Ernen— 
nung der Geſchwornen und ließ dieſe durch die Sternkammer büßen, 
wenn ihre Wahrſprüche nicht genehm waren. Sie ſtellte neben 
die ordentlichen Gerichte außerordentliche Gerichte und zwar nicht 
blos die Sternkammer und den Kirchenrath, ſie ſendete auch Kom— 
miſſare mit richterlicher Gewalt in die Grafſchaften. Die beſtän⸗ 
digen Konſpirationen der Katholiken rechtfertigten ſolche Maßre— 
geln. Um den Bewilligungen des Parlaments zu entgehen, half 
ſie ſich mit gezwungenen Anleihen bei den Reichen, ſie erließ Zoll— 
tarife auf eigene Hand und verkaufte Handelsmonopole. Das 
Oberhaus war ein gefügiges Werkzeug der Krone geworden. Die 
Biſchöfe wurden von der Krone ernannt, ſie waren Beamte, De— 
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legirte der Krone auf Widerruf. Unter Eduard IV. war die 
Hälfte des Adels als Anhänger des Hauſes Lancafter geächtet wor- 
den. Ein Fünftheil des geſammten Grund und Bodens ſoll da— 
durch in die Hände der Krone gekommen ſein !). Nach der Schlacht 
bei Bosworth waren nur 29 Lords übrig geweſen, Heinrich der 
Achte hatte ihre Zahl wieder auf 51 gebracht und die neuen Pärs 
mit konfiscirtem Grundeigenthum der Kirche ausgeſtattet. Die 
neuen Lücken, welche die Ausſchließung der katholiſchen Lords 
machte, wurden durch neue Ernennungen Seitens der Krone er— 
gänzt. Das Unterhaus jah mit Stolz, daß fb die Macht Spa- 
niens an den hölzernen Wällen Englands brach, und wagte nur 
zuweilen in materiellen Fragen eine beſcheidene Oppoſition. Die 
Einziehung des Kirchenguts hatte eine Maſſe von neuen Eigen— 
thümern und neuen Intereſſen geſchaffen, die Reformation ent⸗ 
ſprach dem Streben des engliſchen Volks, und England ſtand unter 
Eliſabeth an der Spitze der proteſtantiſchen Kräfte Europa's. 
Das Auftreten der religiöſen Bewegung hatte den bisherigen 

Gang der Dinge in England vollſtändig unterbrochen und ganz 
neue Konſtellationen zu Wege gebracht. Sie hatte den geiftlichen - 
Stand vollſtändiger als in irgend einem andern Lande zur Ver— 
fügung der Krone geſtellt, ſie hatte den Tudors geſtattet, in 
Vertretung der nationalen Intereſſen eine Diktatur der Reform, 
eine faſt unumſchränkte Gewalt des Thrones aufzurichten. Die 
Stuarts hatten die Abſicht, den Sieg der Krone zu vollenden. 
Es war dazu nichts weiter nöthig, als noch die ſtändiſchen 
Formen über den Haufen zu werfen. Die Aufgabe wäre kräfti⸗ 
gen Regenten kaum zu ſchwer geworden, wenn man nur die nas 
tionalen Tendenzen energiſch vertrat und Englands Stellung an 
der Spitze der proteſtantiſchen Intereſſen behauptete. Die Stu- 
arts ſchlugen den entgegengeſetzten Weg ein. Sie gaben die Un— 
terſtützung der Proteſtanten in Frankreich, in den Niederlanden, 


1) Gneiſt, engl. Verfaſſungsrecht S. 157. 
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in Deutſchland auf, um eine Verbindung mit den katholiſchen 
Mächten, mit Spanien und Frankreich, zu ſuchen. Nach dem 
Vorbilde dieſer Staaten hielten Jakob I. und Karl I. eine fatho- 
liſirende Richtung der Kirche für unerläßlich, um die abſolute 
Gewalt des Thrones zu ſichern. Karl erklärte das Parlament 
für eine berathende Behörde, von deren Wohlverhalten es ab— 
hänge, ob ſie fortbeſtehen werde oder nicht. Er regierte zehn 
Jahre hindurch ohne Parlament, er erhob unbewilligte Steuern. 
Lord Strafford ſagte: „Sie gewöhnen ſich in einigen Jahren.“ 
Aober es war nicht blos ein Angriff auf die politische, es war 
ein Angriff auf die religiöſe Freiheit des Landes, ein Angriff auf 
die nationale Vertretung wie auf das nationale Bekenntniß, wel- 
chen die Stuarts unternommen hatten. Um die religiöſe Freiheit, 
das nationale Bekenntniß zu retten, erinnerte ſich England ſeiner 
ſtändiſchen Rechte. Die Oppoſition des Unterhauſes erwachte ge— 
gen Jakob I., um gegen das Bündniß Englands mit den katho— 
liſchen Mächten zu proteſtiren. Lord Strafford hatte den Wider— 
ſtand des Parlaments überwältigt, als die kirchlichen Reformen 
des Erzbiſchofs Land, die Herſtellung der katholiſchen Liturgie, der 
Formen der katholiſchen Kirche, den bereits überwundenen Stän⸗ 
den neue Kraft gaben und die Revolution entzündeten. Nicht 
an dem Angriff auf die ſtändiſchen Rechte, an dem Angriff auf 
das nationale Bekenntniß ſcheiterten die Stuarts. 

Der Reformation von oben herab war in England eine Re— 
formation von unten her, dem reformirenden Thron war ein res 
formirendes Volk entgegengetreten. Hatte die Krone im Intereſſe 
der Oberhoheit des Staats über die Kirche reformirt, die Ge— 
müther des Volkes waren von der neuen Lehre entzündet worden. 
Den Ueberreſten des Katholicismus ſetzten die Puritaner die 
Reinheit des neuen Glaubens entgegen, der Suprematie des Kö— 
nigs die Selbſtregierung der Kirche, den Biſchöfen das allgemeine 
Prieſterthum, der Hoftheologie die Bibel, den neununddreißig 
Artikeln das gläubige Gemüth, dem Oberkirchenrath die eigene 
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Ueberzeugung. Sie hatten die Tyrannei Eliſabeths willig, ja 
freudigen Herzens ertragen, ſo lange England gegen Spanien, 
gegen den Katholicismus im Kampfe ſtand — jetzt war die Krone 
zum Katholicismus übergetreten, jetzt trieb ſie die anglikaniſche 
Kirche ſelbſt in das Lager des Puritanismus hinüber. Die ſtän⸗ 
diſchen Rechte wurden hervorgeſucht und benutzt, um die Syno- 
dalverfaſſung der engliſchen Kirche durchzuſetzen. 

Es war nicht das Parlament, nicht die presbyterianiſche Par- 
tei, welche den Sieg davon trug. Die Radikalen, die Erleuch— 
teten des Herrn hatten im Laufe dieſes Kampfes ihren Fanatis— 
mus disciplinirt. Das Schwert in der einen, die Bibel in der 
andern Hand warfen ſie zuerſt den König, dann das Parlament 
nieder, und richteten eine pietiſtiſche Militärdiktatur, die Dikta⸗ 
tur der Konventikel in England auf. 

Die ſchwere Wucht ihrer Waffen und ihre finſtere Strenge 
bahnten einer Reaktion den Weg, welche das Königthum und den 
Auglikanismus ſtärker als zuvor wieder herftellte, welche Karl II. 
in den Stand zu ſetzen ſchien, das Mißlingen ſeines Vaters aus— 
zugleichen und den Abſolutismus in England zu derſelben Zeit 
aufzurichten, als Ludwig XIV. in Frankreich den letzten Wider⸗ 
ſtand des Adels und des Parlaments, die deutſchen Fürſten das 
letzte Widerſtreben der deutſchen Stände brachen. Das religiöſe 
Feuer war ausgebrannt, die anglikaniſche Kirche fürchtete den Pres— 
byterianismus, den Independentismus mehr als den Katholieis— 
mus. Es gelang Karl II. in der That, die richterliche Gewalt 
unter die Krone zu beugen, die ſtädtiſchen Korporationen zu bre— 
chen, alle widerſtrebenden Elemente aus den Beamtungen der 
Krone, der Grafſchaften und der Kirche auszuſcheiden, ohne die 
Formen der Verfaſſung zu verletzen. Aber ſchon hatte der Rück— 
fall in die Politik Karls I., die geheime und die offene Allianz 
mit Ludwig XIV. die reaktionäre Stimmung des Landes erſchüt— 
tert, als der Uebertritt Jakobs II. zum Katholiecismus die ſchla⸗ 
fende Oppoſition der Stände wieder erweckte. Der unverholene 
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Angriff auf das nationale Bekenntniß nöthigte endlich zu offenem 
Widerſtande. Es war die religiöſe Frage, welche das Königthum 
unter den Tudors erhoben, unter den Stuarts geſtürzt hatte. 
Nicht die abſolute Gewalt des Thrones wie auf dem Feſtlande, 
die Rechte der Stände gingen in England ſiegreich aus den religiöſen 
Kämpfen des ſechszehnten und ſiebzehnten Jahrhunderts hervor. 
Der Vertrag, welchen die Stände mit Wilhelm von Oranien 
ſchloſſen, ſtellte nicht blos den Proteſtantismus, ſondern auch die 
Rechte der Stände unwiderruflich feſt (1688). Sorgfältiger als dieſe 
ſicherte er die Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt, die Rechte 
der Korporationen, der Grafſchaften und der Städte, die Rechte 
der Perſon und des Eigenthums vor willkürlichen Eingriffen. 
Die Verwaltung des Landes durch die Grafſchaften erſparte Eng— 
land einen gelehrten Beamtenſtand, welcher auf dem Feſtlande in 
der Gewalt der Krone ſeine eigene Gewalt gründete. Die einzige 
ſtehende Armee, welche England gekannt hatte, war die revolu— 
tionäre Armee Cromwells. Das Andenken an dieſe war den An— 
hängern des geſtürzten Königshauſes, den Torys, noch verhaßter als 
den Anhängern der neuen Dynaſtie, den Whigs. Trotz der Kriege, 
welche das achtzehnte Jahrhundert erfüllten, machte die inſulare 
Lage eine ſtarke Armee für England minder nothwendig, als für 
die Staaten des Kontinents. Unbekannt mit den eigenthümlichen 
Verhältniſſen des Landes waren die Kurfürſten von Hanover genö— 
thigt, die Regierung den einheimiſchen Miniſtern in weitem Umfange 
zu überlaſſen. Die eigentlich royaliſtiſche Partei des Landes, die 
Männer der anglikaniſchen Kirche, die Mehrheit der Ritterſchaft, 
welche einſt für Karl J. zu Pferde geſtiegen war, leugnete das 
Recht Wilhelms, das Recht des Hauſes Hanover auf den Thron; 
ſie hielt an der Legitimität, an dem Hauſe Stuart feſt, ſie war 
jakobitiſch. So war die neue Dynaſtie genöthigt, ſich auf die 
liberale Partei, die Whigs, zu ſtützen. Aber dieſe Partei hatte 
bereits unter Karl II., unter Jakob II. die Rechte der Stände 
vertheidigt. Wie auf den Rechtstitel des Hauſes Hanover hielt 
; s 
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fie auf die Rechte des Parlaments. Wenn die neue Dynaſtie den 
Thron behaupten wollte, war ſie genöthigt, die Rechte der Stände 
in vollem Umfange anzuerkennen. Faſt ſechszig Jahre hindurch 
ununterbrochen an der Spitze der Verwaltung, befeſtigten die 
Miniſterien der Whigpartei die Rechte des Parlaments. Sie lege 
ten das entſcheidende Gewicht in das Unterhaus. Nachdem Wale 
pole im Jahre 1716 durch die Einführung der ſiebenjährigen 
Dauer des Parlaments dieſem eine ſtärkere Stellung ſowol gegen 
die wählenden Klaſſen als gegen das Oberhaus und die Krone 
gegeben war es möglich, die ſtändiſche Verfaſſung zur parlamen⸗ 
tariſchen Regierung hinüberzuführen. Von der Regierung ausge— 
ſchloſſen, im beſtändigen Verdacht der Konſpiration gegen die neue 
Dynaſtie mußten die Torys auf die Unabhängigkeit der richter— 
lichen Gewalt, auf den Rechtsſchutz der Perſonen und des Eigen— 
thums den Whigminiſtern gegenüber halten. Sie vertheidigten 
damit ihre perſönliche Sicherheit. Sie durften die Bedeutung und 
den Einfluß des Parlaments nicht ſchmälern laſſen; ihre eigene 
Bedeutung, ihre Hoffnungen, ihr Sieg beruhte auf ihrer Stel- 
lung im Parlament. Die Lage der Dinge zwang die Torys, die 
Prinzipien der Whigs als Wehr und Waffen anzunehmen, zwang 
ſie, ſich ſelbſt zu einer parlamentariſchen Partei umzubilden. 
Als dann die Schlacht bei Kulloden (1745) die letzten Hoff— 
nungen der Jakobiten vernichtet hatte, als die geſammte Maſſe 
der Torys aus jakobitiſchen in hanoverſche Torys verwandelt 
war, als die bisherige Oppoſition damit regierungsfähig gewor— 
den war und regierte, da begingen die Torys wohl ſtarke Fehler in 
der auswärtigen Politik, da zwangen ſie thöricht genug die Nach— 
kommen der alten Puritaner jenſeit des Oceans zum Abfall von 
England, aber ſie hüteten ſich wohl, bei aller Ehrfurcht, mit 
welcher ſie die Rechte der Krone betonten, die Macht derſelben 
auf Koften der Rechte der Stände, der parlamentariſchen Regie— 
rung auszudehnen. Sie hätten dadurch ihre eigene Stellung ge— 
ſchwächt, ſie hätten ſich ſelbſt als politiſche und parlamentariſche 
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Partei vernichtet. Es handelte ſich aber auch nicht mehr um Aus— 
dehnung der ſtändiſchen Rechte, welche die Krone nicht in Frage 
ſtellte. In den Fragen der praktiſchen Politik, in der Förderung 
der Intereſſen des Landes hatten die Parteien fortan zu wett- 
eifern, ſie hatten darum zu ringen, wer dem Lande die beſten 
Dienſte leiſtete, wer von ihnen dadurch bei den Wahlen den Sieg 
davontragen würde. Die Torys wurden aus der royaliſtiſch-ab⸗ 
ſolutiſtiſchen eine conſervative Partei, welche für die beſtehende 
Verfaſſung, die beſtehenden Zuſtände eintrat, welche Gewicht legte 
auf die Rechte der anglikaniſchen Kirche, gegenüber den Katholi— 
ken und den Diſſenters, welche ihrer Zuſammenſetzung aus der 
Mehrzahl der Landgentry gemäß die Intereſſen des Grundeigen— 
thums vertrat, während die Whigs — fie beſtanden aus den Faz 
milien des großen Adels, der ſtädtiſchen Gentry und der Minder— 
zahl der Landgentry — die Intereſſen der ſtädtiſchen Bevölkerung, 
des Handels und der Gewerbe, den Fortſchritt und die Reform im 
Intereſſe der unteren Klaſſen zu vertreten begannen. Kein Staat 
Europa's hat in den letzten dreißig Jahren jo tiefgreifende Re— 
formen ſeines inneren Lebens vollzogen als England, und heute 
wollen beide Parteien Parteien der Reform ſein. 

Es war der Adel welcher regierte, welcher das Oberhaus 
bildete, welcher die meiſten Sitze des Unterhauſes einnahm, wel— 
cher durch ſeine Abſtimmungen Miniſterien ſtürzte und erhob, 
welcher durch dieſe Stellung im Unterhauſe über eine Menge von 
Stellen der Kirche, über eine große Anzahl ſubalterner Plätze in 
der Verwaltung verfügte. Aber dieſer Adel nahm eine eigen— 
thümliche Stellung ein. Geſetzliche Vorzüge beſaßen nur die Mit⸗ 
glieder des Oberhauſes; wenn nicht die Nachkommen, ſo doch die 
Stellvertreter der Barone Wilhelm's des Eroberers. Es giebt 
im Oberhauſe von England heute nur noch vierzehn Pärsfamilien, 
deren Ahnen als Pärs von England bereits das zwölfte, drei— 
zehnte, vierzehnte und funfzehnte Jahrhundert geſehen haben; die 
Pärie von ebenſo vielen anderen Familien ſtammt aus dem ſechs— 
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zehnten Jahrhundert. Vierundfünfzig Pars datiren ihre Würde 
aus den Zeiten der Stuarts; die Mehrzahl der Mitglieder 
des Oberhauſes hat ihre Würde erſt im achtzehnten und neun— 
zehnten Jahrhundert empfangen. Von den alten Grundherr— 
ſchaften der Barone ſind nur noch zwei übrig; alle andern ſind 
durch Konfiskationen, Veräußerungen, Theilungen, Vererbungen 
auf weibliche Nachkommen zu Grunde gegangen!). Es war die 
Berufung der Krone, welche das Recht zum erblichen Sitze im 
Oberhauſe verlieh, es war die Ernennung der Krone, welche be— 
reits ſeit dem Ende des vierzehnten Jahrhunderts, vor allem ſeit 
den Zeiten des Tudors und ſeit dem Anfang des achtzehnten Jahr— 
hunderts das Oberhaus conſtituirte. Auch die Titel der alten 
Baronien ſind großen Theils untergegangen, nur iſt es Her— 
kommen geblieben, dem Titel des Barons einen Ortsnamen hin— 
zuzufügen. Die Krone war dadurch in der Lage, jedes ausge— 
zeichnete Verdienſt um das Land durch einen Sitz im Oberhauſe 
zu belohnen und das Alter der Inſtitution durch das Blut der 
Gegenwart neu zu beleben. Auf der Erblichkeit, dem ſichern 
Beſitz von großem Vermögen und ſocialem Anſehen, auf der 
Tradition politiſcher Beſchäftigung und Erfahrung, auf der Er— 
innerung wichtiger Dienſte beruht die Bedeutung des Oberhanfes. 
Es vertritt neben der Krone die dauernden Intereſſen, die ſtändige 
Politik des Landes, es ſtellt den aus der Majorität des Unter- 
hauſes hervorgegangenen Verwaltungen eine andere Mehrheit ent— 
gegen, welche nicht aus der Wahl des Volks, aus der Meinung 
und Stimmung des Tages hervorgegangen iſt. Es iſt der oberſte 
Wächter des Rechts, die letzte richterliche Inſtanz. Selbſt im 
Beſitz von bedeutendem Vermögen giebt es den beſitzenden Klaſſen 
die Gewähr, daß die aus den Wahlen des Volks hervorgegangene 
Macht des Unterhauſes weder zu vorübergehenden Parteizwecken 
noch zur Ausbeutung der beſitzenden Klaſſen ſelbſt gebraucht 


1) J. Burke peerage II, 694. Gneift, Adel und Ritterſchaft S. 75. 
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werden könne. Seine vollkommen unabhängige Stellung macht 
das Oberhaus geeignet, bei etwaigen Konflikten zwiſchen der 
Krone und dem Unterhauſe eine moraliſch mächtige und unpar— 
teiiſche Entſcheidung zu geben und auf dieſe Weiſe den Gang 
des Staatslebens zu reguliren. 

Die Vorrechte der Lords ſind mit dem Sitze im Oberhauſe, 
dem peinlichen Gerichtsſtande vor demſelben, dem Schutz vor Ver— 
haftung erſchöpft. Die Ausſchließlichkeit der Standesheirath, welche 
den Adel des Feſtlandes ſeit dem vierzehnten Jahrhundert zu einer 
Kaſte gemacht hat, iſt niemals in England Sitte geworden. Die 
Söhne des Pärs ſind Gemeine bis der älteſte in die Würde des 
Vaters eintritt. Die Güter der Nobility haben keine Vorrechte 
vor dem Bauergut. Sie beſitzen weder Patrimonialgerichte noch 
gutsherrliche Polizei. Sie tragen dieſelbe Steuerlaſt wie jedes 
andere Gut, ſie werden vererbt wie jedes andere Gut. Nach ge— 
meiner Sitte und Herkommen in England hat der Erſtgeborene 
ein Vorrecht auf den Grund und Boden, wenn nicht anders im 
Teſtamente verfügt iſt. Jeder Bauer hat daſſelbe Recht durch 
Subſtitution über ſein Erbe zu verfügen wie der Pär von England. 

Mit den Pärs, mit der Nobility ſchließt der Adel von Eng— 
land; das Geſetz kennt nur die Pärs als einen bevorrechteten 
Stand. Die Ritterſchaft hat einen gewiſſen geſellſchaftlichen Rang, 
das Recht des Vortritts, aber keinerlei Vorrechte anderer Art. 
Wie die Grundherrſchaften der Barone ſind die Rittergüter zu 
Grunde gegangen. Die Schildgelder der Rittergüter waren im 
funfzehnten und ſechszehnten Jahrhundert mit den allgemeinen 
Steuern der Grafſchaft verſchmolzen worden. Danach waren es 
gerade die reaktionären Fürſten Karl I. und Karl II., welche die 
letzten Reſte des Lehnsverbandes ſprengten. Karl L entband die 
Beſitzer der Landgüter von zwanzig Pfund Einkommen von der 
Einholung des Ritterſchlages und Karl II. belohnte die Kavaliere, 
welche bei Marſtonmoor und Woreeſter gefochten hatten dadurch, 
daß er die Beſitzveränderungsabgaben, das Heimfallrecht aufgab 
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und damit die Ritterlehen jedem anderen Grundbeſitz vollkommen 
gleich und dem Inhaber zu freier Verfügung im Leben und für 
den Todesfall ſtellte. Der Name der Ritterſchaft, der Gentry, 
bedeutet nichts als den Stand der größeren Grundbeſitzer. Aber 
Name, Anſehen und Rang der Gentry ſind nicht auf dieſe Klaſſe 
beſchränkt. Wir ſahen wie im fünfzehnten und ſechszehnten Jahr— 
hundert der Titel Esquire auch auf das ſtädtiſche Patriciat über— 
ging; er iſt ſeitdem auf allen ſolid geſtellten ſtädtiſchen Beſitz 
ausgedehnt worden. Die Doktoren des Rechts führten bereits im 
Mittelalter den Rittertitel nicht minder als die der Theologie. 
Weder den großen Betrieb von Handel und Gewerbe noch die 
Intelligenz ſchließt die engliſche Gentry aus. Die Grenzen der 
Gentry verlieren ſich nach unten hin; jeder ſelbſtändig ſituiret 
Mann von anſtändiger Beſchäftigung gehört ihr an, jeder hat die 
Möglichkeit vor fid), bis zur Spitze der Gentry, zur wirklich bevor— 
rechteten Nobility emporzukommen. 

Der engliſche Adel beſtand demnach und beſteht aus den 
natürlichen Elementen, welche überall einen Adel conſtituirt haben 
und conſtituiren werden: aus dem hervorragenden Beſitz, aus 
hervorragender Intelligenz, aus hervorragendem Verdienſt. Das 
Aufſteigen in denſelben von unten her, das Zurückkehren der 
jüngeren Söhne der Nobility in die Stellung der Gentry er— 
hielt den natürlichen Kreislauf des Blutes in der Nation, und 
bewahrte den Adel Englands vor dem kaſtenartigen Erſtarren, 
dem jede geſchloſſene, jede bevorrechtete Korporation früher oder 
ſpäter verfällt und verfallen muß. 

So die ſociale Stellung des engliſchen Adels. Seine poli— 
tiſche Stellung, ſeine politiſche Macht erwarb und behauptete er, 
weil er nicht Sonderrechte, Vortheile ſuchte auf Koſten der übrigen 
Stände, ſondern Laſten und Pflichten übernahm zu Gunſten der 
übrigen Stände, weil er die Geſellſchaft nicht ausbeuten, ſondern 
vertreten und führen wollte, weil er in den Dienſt des Landes, 
in den Dienſt des Volkes trat und dieſen Dienſt ohne anderen 
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Entgelt leiſtete, als den des dadurch erworbenen Anſehens, des 
dadurch gewonnenen politiſchen Einfluſſes. Es waren die größeren 
Grundbeſitzer, es war die Landgentry, welche ſich vorzugsweiſe 
mit den öffentlichen Intereſſen beſchäftigte. Der Umfang und 
die Art ihres Vermögens ſetzte ſie dazu am beſten in den Stand. 
Wie ſie es verſchmähte ſich durch Exemtionen und Vorrechte in 
der Beſteuerung vor den anderen Klaſſen zu bereichern; ſie 
trug die größere Hälfte der gemeinen Laſten, der Steuern der 
Grafſchaften — ihr Antheil an den Kreislaſten beträgt heute gegen 
30 Millionen Thaler!) — ſo verzichtete ſie, ſich mit der Wirth— 
ſchaft ihrer Güter, mit der Vermehrung ihrer Habe zu beſchäf— 
tigen. Indem ſie ihre Ländereien verpachtete und von der Rente 
lebte, hatte ſie Muße dem Staate zu dienen. Sie verlangte 
nicht aus Geburtsrecht oder aus dem Rechte ihres Grundeigen— 
thums zu regieren. Zu dem Amte der Lordlieutenants (ſeit 
Eduard VI. und Eliſabeth die Vorſteher der Grafſchaften) der 
Sheriffs, der Friedensrichter, der Milizoffiziere der Grafſchaften 
d. h. zur Verwaltung und zum Gericht der Grafſchaften konnte 
man nur durch die Ernennung der Krone, zu den Sitzen im 
Parlament nur durch die Wahl des Volkes gelangen. Das Ver— 
trauen der Wähler mußte verdient ſein und verdient werden. 
Es galt hier wie dort einen ſehr mühevollen Dienſt. Das Amt 
der Friedensrichter in welchem Polizeiverwaltung und Gericht der 
Grafſchaften zuſammenlaufen, erfordert die Kenntniß des Rechts 
und wie jeder Beamte in England für ſeine Amtshandlungen 
dem Richter unterworfen iſt, iſt auch der untere Richter dem 
oberen für ſeine Urtheile verantwortlich und mit ſeinem Ver— 
mögen regreßpflichtig. Aber die Landgentry war durch das 
Friedensrichteramt in beſtändiger Berührung mit den untern 
Volksklaſſen, durch ihren ererbten Beſitz war ſie den Wählern 
der Grafſchaften und Flecken viel beſſer bekannt als die ſtädtiſche 
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Gentry der beweglicheren Bevölkerung der Städte und es gab 
keinen Zweiſpalt zwiſchen Bauergut und Rittergut. 

Der engliſche Adel regierte, weil er ſich dem Dienſte des 
Landes widmete, weil er ſeine beſſere Vermögenslage benutzte, 
dieſen Dienſt zu leiſten, weil er nichts voraus hatte und voraus 
haben wollte, als dieſen Dienſt. Man ſah ihn neidlos an der 
Spitze weil man ihn ſelbſt dahin geſtellt hatte, weil er auf glei— 
chem Rechtsboden mit den übrigen Ständen ſtand. Er erſetzte 
dem Lande zum großen Theil einen bezahlten Beamtenſtand. 
Dieſe Summe von freiwilligen Dienſten, welche vermögende und 
unabhängige Männer ſtatt bezahlter Beamten dem Gemeinweſen 
leiſteten, war nicht blos der Stolz des Adels, ſondern auch der 
des Volks. 

Auch auf dem Feſtlande war der Adel der erſte Stand, aber 
er war es nicht im Dienſte, ſondern auf Koſten der übrigen 
Stände. In der zweiten Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts hatten 
die Kronen des Feſtlandes die ſtändiſchen Rechte beſeitigt. Aber 
ſie hatten den Adel für den Verluſt dieſer Rechte ſehr reichlich 
entſchädigt. Die Leitung der neuen Staatsverwaltung, der neuen 
Armeen, alle einträglichen Stellen des neuen Staats, die Pfründen 
der Kirche ſind dem Adel vorbehalten, nur daß es der König iſt, 
dem die Vertheilung derſelben zuſteht, durch deſſen Gunſt ſie 
gewonnen werden. Aber es iſt nicht blos dies. Die Vorrechte 
des Adels gegen das Bürgerthum, ſeine feudalen Rechte gegen 
das Bauernthum ſind ihm nicht nur erhalten; es wird ihm ge— 
ſtattet, dieſelben noch weiter und noch lukrativer auszudehnen. 
Bereits durch die Einführung des römiſchen Rechts in die Stel— 
lung des Kolonats herabgedrückt, wird die Lage der Bauern da— 
durch immer trauriger und rechtloſer. Der neue abſolute Staat 
bedurfte großer Mittel für das Heer und die Verwaltung, für 
den Hof und die Gnadengelder des Adels. Alle dieſe neuen 
Laſten wurden auf die Schultern der Bürger und Bauern ge— 
wälzt. Der Adel und deſſen Güter blieben ſteuerfrei, obwohl 
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die Gegenleiftung des Adels für dieſes Privilegium, bie Heber: 
nahme des Kriegsdienſtes an Stelle der übrigen Stände, nicht mehr 
beſtand. Die Bauern hatten für die Abhängigkeit, in welcher ſie 
ſich befanden, für die Laſten, welche ſie trugen, ehedem den 
Schutz der Herren und Freiheit vom Kriegsdienſt genoſſen. Sie 
blieben den feudalen Laſten unterworfen, obwohl ſie ſelbſt jetzt 
das Heer bilden mußten. Neben den verſtärkten feudalen 
Laſten für die Herren hatten ſie die Steuern des neuen 
Staats, hatten ſie deſſen Wegefrohnden, Militairfrohnden und 
Jagdfrohnden zu tragen. Das Königthum theilte mit dem Adel die 
Früchte der neuen Vollgewalt. Mit dem Adel und der hohen Geiſt— 
lichkeit eng verbunden ſteht das Fürſtenthum über den Bürgern und 
Bauern, welchen jede Betheiligung am Staat, am Gericht und 
an der Gemeinde entzogen iſt, welche ausſchließlich zum Tragen 
der Laſten des Staats beſtimmt ſind. Der Adel leitete nicht 
blos durch die Gunſt des Königthums das neue Staatsweſen; 
er beutete es auch zu ſeinem Vortheil aus. Dieſe Lage war 
unmöglich zu ertragen. Nachdem das Fuͤrſtenthum ſich von den 
Banden des feudalen Staats, von der Vormacht des Adels und 
des geiſtlichen Standes befreit hatte, ſoweit dieſelben ſeiner Ho— 
heit im Wege ſtanden, mußten auch die Bürger und Bauern 
verſuchen, ſich von der Vormacht des Adels, von den feudalen 
Laſten, welche die Krone für ſie hatte beſtehen laſſen, zu eman— 
cipiren. Sobald das ſeiner lokalen Regierung und Bedeutung 
beraubte, bei Seite geſchobene und mißachtete Bürgerthum jo 
weit in intellektueller Bildung vorgeſchritten war, daß es die 
Führung der Bauern übernehmen konnte, mußte der Krieg der 
Stände auf dem Feſtlande zum Ausbruch kommen, wenn nicht 
umſichtige und thatkräftige Fürſten die Lage der Bürger und 
Bauern verbeſſerten. 

Es iſt der Krieg der Stände, der Bürger und Bauern 
gegen den Adel, welcher den Auſtoß nicht blos, ſondern den ge— 
ſammten Kern der politiſchen Kämpfe ausmacht, welche die 
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Staaten des Feftlandes feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts 
bewegen. Es handelte ſich nicht und handelt ſich heute nicht um 
Angriffe auf die Throne, um den Sturz der Throne, es handelte 
ſich um Aufhebung der Lehenslaſten, um gleiche Vertheilung der 
Staatslaſten, um den gleichen Anſpruch Aller auf die Aemter 
des Staats, um das gemeine Recht aller Stände gegenüber den 
Sonderrechten des Adels. England konnte von dieſen Kämpfen 
nicht ergriffen, es konnte kaum von ihnen berührt werden, weil 
ihm der Stoff derſelben fehlte, weil die geſammte Entwickelung 
ſeiner Verfaſſung nicht auf dem Privilegium und den Sonder— 
rechten des Adels „ſondern auf dem gleichen Recht, auf der Har— 
monie der Stände begründet war n).“ Seine Revolution war 
kein Kampf der Stände gegen einander geweſen, ſondern der Kampf 
einer religiös-politiſchen Doktrin gegen die andere. Im langen 
Parlamente hatten Lords geſeſſen wie im Parlamente zu Orford. 

Der Kampf der Stände mußte auf dem Feſtlande in dem 
Staate zum Ausbruch kommen, er mußte da am erbittertften qes 
führt werden, wo die feudalen Laſten am ſchwerſten, die Staats⸗ 
laſten am ungemeſſenſten den Bürgern und Bauern aufgelegt 
waren, wo ſtatt der Leiſtungen des Adels für den Staat die 
Ausbeutung der unteren Stände zu Gunſten des Adels am wei— 
teften getrieben war, in Frankreich. Nahm die Krone von Frank⸗— 
reich beim Ausbruch des Kampfes, wie ſie mußte, ihre Stellung 
an der Spitze der Bürger und Bauern, des dritten Standes, ſo 
konnte ſie, nach den Worten Mirabeau's, im Mai 1789 den zweiten 
Akt der däniſchen Revolution von 1660 aufführen, d. h. ſie war 
in der Lage, ſich von den Bürgern und Bauern eine vollkommen 
abſolute Gewalt übertragen zu laſſen, ſobald ſie die Grundherr— 
lichkeit aufhob und das gleiche Recht aller Stände dem Staate 
gegenüber proklamirte. Ludwig XVI. hatte vollkommen in der 
Hand, zu erreichen, was der erſte und der dritte Napoleon er— 
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reicht haben, die abſolute Gewalt der Krone über die gleichge— 
ftellten Stände Frankreichs. Er zog es vor, für den Adel und 
den Klerus gegen die Bürger und Bauern einzutreten. So 
wurde dieſen eine Richtung aufgezwungen, welche ihnen bis dahin 
fremd war. Sie waren genöthigt, politiſche Rechte, Antheil an 
der Regierung zu verlangen, um die Gleichſtellung der Stände 
auch ohne und gegen das Königthum durchführen zu können. 
Mitten in dieſen Bemühungen gelang es einem Haufen Idea— 
liſten und einer Bande von Verbrechern, den Streit künſtlich zu 
erhitzen und den Thron als den Verbündeten des Adels zu ſtürzen. 

Dieſer falſche Weg, in welchen die Emancipation der Bürger 
und Bauern durch die Fehler der Krone wie durch den Ehrgeiz 
der Demagogen in Frankreich gedrängt wurde, iſt für den Kon— 
tinent von der traurigſten Bedeutung geworden. Die berechtigten 
Forderungen der Bürger und Bauern waren durch die Exeeſſe, 
durch die Gräuel und die Verbrechen der Revolution auf lange 
hinaus kompromittirt. Es gelang dem Adel des Feſtlandes, die 
Throne zu überreden, daß das Streben des Bürger- und Bauern- 
thums nicht gegen das Privilegium, ſondern gegen die Kronen 
ſelbſt gerichtet ſei, es gelang ihnen, alle Verſuche dieſer Emanci— 
pation als Attentate gegen den Thron zu brandmarken, es gelang 
ihnen, die Erhaltung ihrer Feudalrechte mit der Erhaltung der 
Throne zu identificiren. Es gelang ihnen, durch die Fiktion, daß 
der Adel die einzige Stütze der Throne ſei, jene Koalition zwiſchen 
Adel und Königthum wiederherzuſtellen, welche in der zweiten 
Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts beſtand. Ueber dieſen Vorſpiege— 
lungen eines Adels, welcher den Beruf der Krone ausſchließlich 
darin erblickte, ihm die Bauern unterthänig und in Ordnung zu 
halten, der nur unter dieſer Bedingung royaliſtiſch war — wenn 
aber nicht, nicht — vergaßen die Fürſten Europa's, daß ihnen einſt 
das Bürgerthum zum Siege über den Adel verholfen, vergaßen ſie, 
daß ihre erſte und ſtolzeſte Aufgabe und die bewährte Bedingung 
ihrer Macht die iſt, die unteren Stände gegen die oberen, die 


46 


Schwachen gegen die Mächtigen zu ſchützen; fie vergaßen, die 
Pflichten für die große Gemeinſchaft, welche ſie vertreten und re— 
gieren, für Alle nach gleichem Verhältniß zu bemeſſen. Sie haben 
dadurch die unteren Stände gezwungen, immer wieder nach dem 
Antheil an der Regierung zu ſtreben, um mit den Sonderrechten 
des Adels fertig werden zu können. Nicht blos Karl X. von 
Frankreich hat in der Stunde der Gefahr empfunden, welche Stütze 
die Bevorzugung des Adels zu gewähren vermag. 

Es iſt nicht wünſchenswerth, daß der Kampf der Stände in 
Deutſchland ende, wie er in Frankreich geendet hat, mit der 
Gleichheit und mit der Unfreiheit, mit der Vernichtung des Adels, 
mit der büreaukratiſch erzwungenen Einheit und Gleichheit der 
Stände, d. h. mit der gleichen Bevormundung Aller durch den 
omnipotenten Polizeiſtaat. Dieſes Ende iſt der Anfang neuer 
Kämpfe. Der Polizeiſtaat iſt den Kronen wie den Völkern gleich 
unheilvoll und gefährlich. Die centralifirte Verwaltung ift eine 
ohne Zweifel ſehr bequeme Maſchine, aber ſie iſt eine Maſchine. 
Sie iſt außer Stande den Kronen im Moment der Gefahr einen 
irgend haltbaren Stützpunkt zu gewähren. Je mehr der Beamte 
nichts iſt als ein Theil der Maſchine, um ſo gleichgültiger iſt es 
ihm wer das Räderwerk dirigirt; er funktionirt unter dem einen 
Maſchinenmeiſter ſo gut wie unter dem andern. Die Beamten 
Frankreichs ſind ohne den Verſuch eines Widerſtandes von der 
Direktion Karl X. unter die Ludwig Philipps, von der Ludwig 
Philipps unter die der Republik, von der der Republik unter die 
Leitung Ludwig Napoleons übergegangen. Was nicht ſelbſt ſteht, 
iſt keine Stütze. Der Polizeiſtaat Frankreichs iſt heute bereits in 
die Militairdiktatur zurückgegangen, aus welcher er hervorgegan— 
gen iſt. Andererſeits gewöhnt der Polizeiſtaat die Unterthanen, 
nichts von ſich, ſondern alles vom Staate zu verlangen. Je nach 
der Lage der Zeiten erdrückt er alles öffentliche Intereſſe, allen 
Gemeinſinn in den Bürgern, ſtatt ihn zu erziehen und zu bele— 
ben, oder er treibt das öffentliche Intereſſe in die gefährlichſten 
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Bahnen. Der Druck der im Polizeiſtaate auf alle Ständen laſtet, 
führt mit Nothwendigkeit dazu, für dieſen Druck durch Antheil 
an der Regierung, durch Generalſtände, durch eine Centralvertre— 
tung Entſchädigung zu ſuchen. Der Polizeiſtaat drängt unabweis⸗ 
lich zur Repräſentativverfaſſung, aber er macht fe zugleich une 
möglich. Einer Exekutivgewalt gegenüber deren Verwaltungsbe⸗ 
fugniſſe unbeſchränkt ſind, welche ſich auf eine ſtarke Armee ſtützt, 
welche über ein Heer abſolut abhängiger Beamten gebietet, welche 
den Bürger in ſeinem Broderwerb von ihren Konzeſſionen ab- 
hängig macht, kann eine Centralvertretung nichts anders als ent— 
weder ohnmächtig oder aggreſſiv ſein. Die Verfaſſungsverſuche, 
welche Frankreich auf dieſem Boden gemacht hat, ſind geſcheitert 
und mußten ſcheitern, weil jede Bedingung des Gelingens fehlte. 

In England ſind die Schranken, welche die Stände einſt 
der Machtfülle der königlichen Beamten gezogen haben, auch 
Schranken geblieben gegen die aus dem Unterhauſe hervorgehenden 
Miniſter. Wie nach oben an der Krone und am Oberhauſe, fin— 
det die Centralverwaltung nach unten hin feſte Kreiſe, in welche 
ſie nicht einzugreifen vermag. Die Kreiſe des Landes und die 
Städte verwalten ſich ſelbſt. Nicht einmal die Beſtätigung der 
von den Städten gewählten Bürgermeiſter und Altermänner ſteht 
der Regierung zu. Das Recht jeder Korporation wie das jedes 
einzelnen Bürgers ſteht unter dem Schutze der richterlichen Ge— 
walt, welche auf die ſelbſtändigen Korporationen der Advokaten 
geſtützt und aus dieſen hervorgehend, völlig unabhängig geſtellt 
iſt. Jedem Einzelnen wie jeder Korporation ſteht das Recht zu, 
gegen Anordnungen der Polizei und Verwaltung Klage bei der 
Königsbank zu erheben, welche die Verwaltung durch Strafman⸗ 
date gegen die ausführenden Beamten in dem Kreiſe ihrer Kom— 
petenz hält. Verſagen die Korporationen der Städte, der Graf— 
ſchaften, der Kirche, der Centralgewalt den Gehorſam, ſo beſitzt 
auch dieſe kein anderes Zwangsrecht gegen die Korporationen, als 
die Klage bei der Königsbank. Auf die Armee, die Kirche und 
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die Schule vermag die Centralregierung nur einen geringen 
Einfluß zu üben. Die Offizierftellen werden durch Kauf von den 
beſitzenden Klaſſen für Mitglieder ihrer Familien erworben, das 
Avancement hängt von dem ſelbſtändigen Generaleommando ab. 
Wohl ſteht der Centralverwaltung die Ernennung der Biſchöfe, 
die Vergebung von einer Anzahl geiſtlicher Stellen und Pfarräm⸗ 
ter zu. Aber die Beſetzung der Pfarrſtellen liegt zur Hälfte in 
den Händen der Biſchöfe und Kapitel, zur andern Hälfte in den 
Händen der größeren Grundbeſitzer, und die Diſſenters bilden etwa 
das Drittheil der geſammten kirchlichen Gemeinden. Die Univer— 
ſitäten find ſelbſtändige Korporationen, in welche die Regierung 
nicht einzugreifen vermag. Zwei Drittheile der Schulen beſtehen 
auch heute noch durch Privatmittel. Die Regierung übt wohl 
eine gewiſſe Aufſicht aber keine Leitung des Schulweſens.“) End— 
lich verfügt die Centralregierung auch nicht einmal unbedingt über 
die Verwaltungsbeamten. Es ſind nur etwa ſechszig Aemter, 
welche mit dem Miniſterium wechſeln, und auch von dieſen ſind 
noch einige Sinekuren, andere Hofämter. 

Es wäre ebenſo unverſtändig als unmöglich, alle Inſtitutio— 
nen und mit ihnen alle Mißbräuche Englands nachzuahmen, um 
eine heilſame Vertretung zu erreichen, aber es iſt nothwendig 
eine andere Grundlage für dieſelbe zu beſitzen als den Polizei- 
ſtaat. Was die Gunſt der Geſchichte England gewährt hat, die 
glückliche Koincidenz der nationalen, religiöſen und politiſchen 
Entwicklungskriſen, dieſe Gunſt iſt Deutſchland verſagt worden. 
Was die Geſchichte verſagt hat, durch einen Akt des freien Entſchluſſes 
zu erſetzen, den Kampf der Stände anders und beſſer zu enden 
als in Frankreich, liegt in erſter Linie in der Hand des deutſchen 
Adels. Kein Einſichtiger bezweifelt, wie große und heilſame Dienſte 
der unabhängige Grundbeſitz — beſitzloſe Titel ſind ohne politiſchen 
Werth — dem Gemeinweſen zu leiſten im Stande iſt, wie feſt die 


1) Gneiſt, engl. Verfaſſungsrecht S. 565. 
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Stütze ift, welche er den Verfaſſungen zu geben vermag. Der große 
Grundbeſitz iſt in Deutſchland im Verlaufe eines mehr als fünf⸗ 
zigjährigen Kampfes mit vieler Schonung behandelt worden und 
das deutſche Volk iſt frei von dem Neide der Franzoſen gegen 
hervorragende Stellungen. Aber der große Grundbeſitz muß darauf 
verzichten, durch die Gunſt der Kronen Vortheile auf Koſten der 
anderen Stände behaupten zu wollen. Er muß aufhören, die 
Kronen zu kompromittiren, wenn er ihnen eine wirkliche Stütze 
ſein will. Er muß mehr thun als deſtilliren und fabriciren, wenn 
er mehr ſein will als ein privilegirter Bürgerſtand. Er muß 
es verſtehen, armſelige Privatrechte aufzugeben, wenn er eine 
angeſehene öffentliche Stellung gewinnen will. Es handelt ſich für 
ihn darum, eine gehäſſiige Situation zu verlaſſen, um eine geachtete 
und wohlthätige dafür einzunehmen, ſchwächliche Stützpunkte 


aufzugeben, um ſtarke dafür zu erlangen. Man muß auf Son⸗ 


derrechte verzichten, um das Recht Aller vertreten zu können. 
Man muß verzichten, Konftabler einer Bauerngemeinde zu fein 
und einen Knecht zu prügeln, wenn man die Gemeinen des 
Reichs führen will. Unſer Adel muß endlich begreifen, daß das 
natürliche Uebergewicht des großen Grundbeſitzers über den klei— 
nen, des Gebildeten über den minder Gebildeten, des weiteren 
Horizonts über den engeren erſt dann beginnt, wenn es keinen 
Streit über Rechte und Pflichten zwiſchen dem großen und kleinen 
Grundbeſitz mehr giebt. Man muß darauf verzichten, ein kleiner 
Herr zu ſein, man muß verzichten privatim zu regieren, um das 
ſociale Uebergewicht, welches der größere Beſitz giebt, auf das 
öffentliche Leben übertragen zu können. Den alten Satz alles 
Rechts: ohne Pflichten keine Rechte, kann niemand umſtoßen. 
Der große Grundbeſitz muß bereit ſein, die größten Laſten für 
den Staat zu übernehmen, wenn er die geachtetſte Stelle in 
demſelben einnehmen will. 

Wir haben keinen Grund Frankreich um ſeine politiſche Lage 
zu beneiden, wir haben keinen Grund alle Inſtitutionen Englands 
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vortrefflich zu finden. Es find gute Grundlagen geſunder poli— 
tiſcher Organiſation in Deutſchland erhalten oder wiederbelebt 
worden. Unſere Verwaltung beſteht aus Elementen, mit welchen 
weder die engliſche noch die franzöſiſche an ſittlicher Tüchtigkeit 
und Intelligenz einen Vergleich aushält. Die Wirkſamkeit unſerer 
Beamten wird um ſo wohlthätiger ſein, je weiter ihre Organi— 
ſation ſich von der der franzöſiſchen Präfektur entfernt, je größerer 
Spielraum der richterlichen Gewalt geſtattet wird, die Verwaltung 
innerhalb der Schranken ihres Rechts zu halten. Unſer Bauern- 
ſtand iſt glücklicher Weiſe nicht wie der Englands durch das 
Uebergewicht des großen Grundbeſitzes in ſeiner Mehrzahl in 
Pächter verwandelt worden, unſer Bürgerſtand iſt in Beſitz größerer 
Bildung und größerer politiſcher Befähigung als der engliſche 
Bürgerſtand. Unſere Bürger und Bauern beſitzen größere Nei— 
gung, größere Tüchtigkeit und eine größere Hingebung für die 
Verwaltung ihrer Gemeinden, als die Bürger und Bauern 
Englands. Der große Grundbeſitz hat diejenige ſociale Stellung, 
er kann die Muße und Unabhängigkeit haben, welche die dauernde 
Beſchäftigung mit den öffentlichen Angelegenheiten fordert. Der 
Verſuch die deutſchen Verfaſſungen im neunzehnten Jahrhundert 
zu feudaliſiren, den Büralismus zum Werkzeuge des Feudalismus 
zu machen, würde, wenn er gelingen könnte, die Lage Frankreichs 
vor der Revolution, die Lage des Jahres 1789 wiederholen. Ver— 
tauſcht der große Grundbeſitz nicht ernſthaft die feudale Stellung 
mit der kommunalen, ſo wird ihm kein vorübergehender Erfolg 
das Schickſal erſparen, bei Seite geſchoben zu werden. 


p K. 


Berlin, Druck der Gebr. Unger ſchen Hofbuchbruckerei. 
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